
c:\dokumente und einstellungen\hoffmanng.jmnrw\lokale einstellungen\temporary internet files\olk226\gesamtentwurf stand 261007.doc  hoffmanng   Version:26.10.07 17:08:00   Druck:15.11.07 12:23:00 
Seite 1 von 71 

Stand: 26.10.2007 

Entwurf  
eines Gesetzes zur Änderung des Beratungshilferechts 

 

A. Problem und Ziel 
Das Beratungshilfegesetz will einkommensschwachen Bevölkerungsschichten die 

Rechtswahrnehmung erleichtern. Sie soll zu anderen Beratungsmöglichkeiten hinzu-

treten und vor allem dort wirksam werden, wo andere Hilfe ganz fehlt. Die von den 

Ländern zu tragenden Kosten für die Beratungshilfe sind in den vergangenen Jahren 

kontinuierlich und seit dem Jahr 2004 sprunghaft angestiegen. Die Ursachen hierfür 

sind vielfältig. Neben Änderungen im Rechtsanwaltsvergütungsrecht und in den wirt-

schaftlichen Verhältnissen vieler einkommensschwacher Bürger sind vor allem wenig 

konturierte Gesetzesbegriffe, Strukturschwächen des Bewilligungsverfahrens und 

mangelhafte Aufklärungsmöglichkeiten sowie die mangelnde Kenntnis anderer Hil-

femöglichkeiten zu nennen. Diese Defizite führen zu einer nicht hinreichenden Prü-

fung, einer vorschnellen Bejahung der Voraussetzungen der Beratungshilfe und zu 

einer uneinheitlichen Bewilligungspraxis der Gerichte.  

 

Die mit diesem Gesetzentwurf vorgeschlagenen Änderungen des Beratungshilfe-

rechts zielen auf eine spürbare Reduzierung der Kosten für die Beratungshilfe auf ein 

vertretbares Maß, ohne den Zugang zur Beratungshilfe für wirklich Bedürftige unan-

gemessen zu erschweren. Sie dienen zugleich der Beseitigung der vorgenannten 

Schwachstellen des Beratungshilfegesetzes, des Bewilligungsverfahrens und der 

Rechtspraxis. 

 

B. Lösung 

Die Voraussetzungen der Beratungshilfe werden gesetzlich präzisiert. Zugleich wird 

dem Rechtspfleger eine genauere Erfassung und Prüfung der Beratungshilfevoraus-

setzungen ermöglicht. Die Erkennung und Nutzung anderer Hilfemöglichkeiten wird 

erleichtert. Für die Beratungshilfe durch Vertretung erfolgt eine angemessene Erhö-

hung der Eigenbeteiligung des Rechtsuchenden. Die Einführung eines Erinnerungs-

rechts der Staatskasse dient der sorgfältigen Erstprüfung des Beratungshilfeantrages 



- 2 -

c:\dokumente und einstellungen\hoffmanng.jmnrw\lokale einstellungen\temporary internet files\olk226\gesamtentwurf stand 261007.doc  hoffmanng   Version:26.10.07 17:08:00   Druck:15.11.07 12:23:00 
Seite 2 von 71 

durch den Rechtspfleger, der Herstellung der Waffengleichheit in Anbetracht des be-

reits derzeit gegebenen Erinnerungsrechts des Rechtsuchenden  und einer Verein-

heitlichung der relevanten Rechtsprechung. 

 

C. Alternativen 

Keine 

 

D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 
 

1. Bund 
 

a) Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine 

 
b) Vollzugsaufwand 

Finanzielle Auswirkungen auf den Bundeshaushalt sind nicht zu erwarten. 

 

2. Länder 

 
a) Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Die Änderungen werden für die Länder, denen die Aufwendungen für die Beratungs-

hilfe zur Last fallen, wesentliche Einsparungen zur Folge haben. 

 
b) Vollzugsaufwand 

Die Änderungen werden die Prüfungs- und Dokumentationstätigkeit der Gerichte so-

wohl im Bereich der persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse des Rechtsu-

chenden als auch im Bereich der sonstigen Voraussetzungen der Beratungshilfe in-

tensivieren. Im Bereich der Bezirksrevisoren und im richterlichen Bereich der Amts-

gerichte wird durch die Einführung eines Erinnerungsrechts der Staatskasse ein zu-

sätzlicher Vollzugsaufwand anfallen. Letzterer ist jedoch begrenzt, da das Gesetz 

lediglich eine stichprobenartige Überprüfung der Beratungshilfebewilligungen erfor-

dert. Insgesamt wird der entstehende Vollzugsaufwand durch die zu erwartenden 

Einsparungen mehr als aufgewogen. 
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E. Sonstige Kosten 
Belastungen des Bundes oder der Gemeinden und Auswirkungen auf das Preisni-

veau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 

 

F. Bürokratiekosten 

Zur Aufklärung der wirtschaftlichen Verhältnisse der ,Rechtsuchenden werden in be-

grenztem Umfang Informationspflichten der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-

aufsicht sowie der in § 643 Abs. 2 Nr. 1 der Zivilprozessordnung genannten Stellen 

neu eingeführt. Entsprechende Anfragen von Gerichten werden jedoch selten sein, 

so dass sich keine messbaren Auswirkungen auf die Bürokratiekosten der vorge-

nannten Stellen ergeben werden.  

 

Die Landesjustizverwaltungen werden zur Erstellung von Listen mit anderen Hilfe-

möglichkeiten i.S.v. § 1 Abs. 1 Nr. 2 BerHG verpflichtet. Die Listen dienen zur Infor-

mation der Rechtsantragstellen der Gerichte und damit der dort um Beratungshilfe 

nachsuchenden Bürger. Nach der erstmaligen Erstellung der Listen wird nur noch ein 

geringer Aktualisierungsaufwand anfallen. Der anfallende Aufwand lässt sich nicht 

genauer bestimmen. 

 

Im übrigen werden keine zusätzlichen Informationspflichten geschaffen. 
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Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Beratungshilferechts 

 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

 

Artikel 1 

 
Änderung des Beratungshilfegesetzes 

 
Das Beratungshilfegesetz vom 18. Juni 1980 (BGBl. I S. 689), zuletzt geändert durch 

…, wird wie folgt geändert: 

 

1. 

§ 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 3 werden die Wörter „Wahrnehmung der Rechte“ 

durch die Wörter „Inanspruchnahme der Beratungshilfe“ und das 

Wort „ist“ durch das Wort „erscheint“ ersetzt. 

 

b) Nach Absatz 2 werden folgende Absätze 3 und 4 angefügt: 

 

"(3) Die Landesjustizverwaltungen oder die von ihnen bestimmten Stel-

len führen Verzeichnisse über andere Möglichkeiten für die Hilfe nach 

Absatz 1 Nr. 2. 

 

(4) Mutwilligkeit liegt vor, soweit ein Rechtsuchender, der nicht 

Beratungshilfe beansprucht, bei verständiger Würdigung aller 

Umstände von der Beratung oder Vertretung durch einen 

Rechtsanwalt auf eigene Kosten absehen würde." 

 

2. 

Dem § 2 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 
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„Eine Vertretung ist nur erforderlich, wenn der Rechtsuchende nach der Beratung 

angesichts des Umfangs, der Schwierigkeit oder der Bedeutung der Rechtsangele-

genheit seine Rechte nicht selbst wahrnehmen kann.“ 

 

3. 

§ 4 wird wie folgt geändert: 

 

a)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

 

„(2) Der Antrag kann mündlich oder schriftlich gestellt werden. Der Sachver-

halt, für den Beratungshilfe beantragt wird, ist anzugeben. Dem Antrag sind 

eine Erklärung des Rechtsuchenden über seine persönlichen und wirtschaftli-

chen Verhältnisse (Familienstand, Beruf, Vermögen, Einkommen und Lasten) 

sowie entsprechende Belege beizufügen. In dem Antrag hat sich der Rechtsu-

chende auch darüber zu erklären, ob er in eine Datenübermittlung gemäß Ab-

satz 3 Satz 3 einwilligt; hierüber und über die Rechtsfolgen einer fehlenden 

Einwilligung ist er bei der Antragstellung zu belehren. Der Antrag ist vor Be-

ginn der Beratungshilfe zu stellen. Wenn sich der Rechtsuchende wegen Be-

ratungshilfe unmittelbar an eine Beratungsstelle im Sinne von § 3 Abs. 1 wen-

det, kann der Antrag nachträglich gestellt werden." 

 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

 

"(3) Das Gericht kann verlangen, dass der Rechtsuchende seine tatsächlichen 

Angaben glaubhaft macht, insbesondere auch die Abgabe einer Versicherung 

an Eides statt fordern. Es kann Erhebungen anstellen, die Vorlegung von Ur-

kunden (§ 142 der Zivilprozessordnung) anordnen und Auskünfte einholen. 

Soweit dies zur Klärung der persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse 

des Rechtsuchenden erforderlich ist, kann das Gericht mit dessen Einwilligung 

Auskunft einholen 

 

1. über das Vermögen (§ 115 Abs. 3 Satz 1 der Zivilprozessordnung) des 

Rechtsuchenden bei den Finanzämtern und über seine Kontoverbindungen 
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im Sinne des § 24c Abs. 1 des Kreditwesengesetzes nebst Name und An-

schrift des Kreditsinstituts bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-

aufsicht; 

2. über die Höhe seiner Einkünfte (§ 115 Abs. 1 Satz 2 der Zivilprozessord-

nung) bei den in Nummer 1 sowie bei den in § 643 Abs. 2 Nr. 1 der Zivil-

prozessordnung genannten Stellen; 

die in Nummern 1 und 2 genannten Stellen sind zur Erteilung der Auskunft 

verpflichtet. Das Gericht weist den Antrag ab, wenn der Rechtsuchende nicht 

im Antrag die Einwilligung gemäß Absatz 2 Satz 4 erteilt hat, es sei denn, 

dass die Auskunft nicht erforderlich ist." 

 

4.  

§ 6 wird wie folgt geändert: 

 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

 

„(1) Sind die Voraussetzungen für die Gewährung von Beratungshilfe gegeben 

und wird die Angelegenheit nicht durch das Amtsgericht erledigt, stellt das 

Amtsgericht dem Rechtsuchenden unter genauer Bezeichnung der Angele-

genheit einen Berechtigungsschein für Beratungshilfe durch Beratung und, 

soweit erforderlich, durch Vertretung durch einen Rechtsanwalt seiner Wahl 

aus. Die Entscheidung über die Erforderlichkeit einer Vertretung erfolgt an-

lässlich des Vergütungsfestsetzungsverfahrens.“ 

 

b) Nach § 6 Abs. 2 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

 

„(3) Wird ein Berechtigungsschein ausgestellt oder die Erforderlichkeit einer 

Vertretung festgestellt, ist jeweils innerhalb von drei Monaten die Erinnerung 

der Staatskasse statthaft. Die Entscheidungen im Sinne von Satz 1 werden 

der Staatskasse nicht von Amts wegen mitgeteilt.“ 

 

5. 

In § 7 werden die Worte "einen Rechtsanwalt" durch die Worte " eine Beratungsstelle 

im Sinne von § 3 Abs. 1" ersetzt. 
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6. 

§ 11 wird wie folgt gefasst: 

 

„§ 11 

Das Bundesministerium der Justiz wird ermächtigt, zur Vereinfachung und Verein-

heitlichung des Verfahrens durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesra-

tes Formulare für den Antrag und die ihm beizufügende Erklärung gemäß § 4 Absatz 

2 und für den Antrag auf Zahlung der Vergütung des Rechtsanwalts nach Abschluss 

der Beratungshilfe einzuführen und deren Verwendung vorzuschreiben. Die Formula-

re enthalten die nach § 4 Absatz 2 Satz 4 erforderlichen Belehrungen.“ 

 

7. 

§ 13 wird wie folgt gefasst: . 

 

"Ist der Antrag auf Beratungshilfe vor dem Inkrafttreten des Artikels 1 des Gesetzes 

vom … (einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle dieses Gesetzes) gestellt 

worden oder ist die Beratungshilfe vor dem Inkrafttreten des Artikels 1 des Gesetzes 

vom … (einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle dieses Gesetzes) gewährt 

worden, ist dieses Gesetz in der bis zum … (einsetzen: Tag vor dem Inkrafttreten) 

geltenden Fassung anzuwenden." 

 

Artikel 2 

Änderung des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes  
 

Das Rechtsanwaltsvergütungsgesetz vom 5. Mai 2004 (BGBl. I S. 718), zu-

letzt geändert durch ... , wird wie folgt geändert: 

 

1. 

In der Inhaltsübersicht wird nach § 61 folgende Angabe eingefügt:  
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"§ 62 Übergangsvorschrift aus Anlass des Inkrafttretens von Artikel 2 des Gesetzes 

über die Änderung des Beratungshilferechts vom … (einsetzen: Ausfertigungsdatum 

und Fundstelle dieses Gesetzes)" 

 

2. 

In § 44 Satz 2 wird nach der Angabe „Nummer 2500“ die Angabe „und Nummer 

2501“ eingefügt. 

 

3. 

§ 47 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

 

„(2) Bei Beratungshilfe kann der Rechtsanwalt aus der Staatskasse keinen Vor-

schuss fordern.“ 

 

4.  

Nach § 61 wird folgender § 62 angefügt: 

 

„§ 62 Übergangsvorschrift aus Anlass des Inkrafttretens von Artikel 2 des Gesetzes 

über die Änderung des Beratungshilferechts vom … (einsetzen: Ausfertigungsdatum 

und Fundstelle dieses Gesetzes) 

 

Ist der Antrag auf Beratungshilfe vor dem Inkrafttreten des Artikels 2 des Gesetzes 

vom … (einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle dieses Gesetzes) gestellt 

worden oder ist die Beratungshilfe vor dem Inkrafttreten des Artikels 2 des Gesetzes 

vom … (einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle dieses Gesetzes) gewährt 

worden, ist dieses Gesetz in der bis zum … (einsetzen: Tag vor dem Inkrafttreten) 

geltenden Fassung anzuwenden." 

 

5.  

Anlage 1 (Vergütungsverzeichnis) wird wie folgt geändert: 

 

a)  
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In Nummer 2500 wird hinter dem Wort „Beratungshilfegebühr“ angefügt: „für die Ge-

währung von Beratungshilfe durch Beratung“ 

 

b)  

Nach Nummer 2500 wird folgende Nummer 2501 eingefügt: 

 

„2501 Beratungshilfegebühr für den Fall der Gewährung 
von Beratungshilfe durch Vertretung 
(1) Die Gebühr wird nicht erhoben, wenn die Vertretung 
im obligatorischen Güteverfahren nach § 15a des Ge-
setzes betreffend die Einführung der Zivilprozessord-
nung erfolgt oder in einer Tätigkeit mit dem Ziel der au-
ßergerichtlichen Einigung mit den Gläubigern über die 
Schuldenbereinigung aufgrund eines Plans besteht (§ 
305 Abs. 1 Nr. 1 InsO). 
(2) Neben der Gebühr werden Auslagen nicht erhoben.  
(3) Die Gebühr kann erlassen werden. 
(4) Auf den Vergütungsanspruch gegen die Staatskasse 
ist die Gebühr zu zwei Dritteln anzurechnen; dabei kann 
der Staatskasse ein Erlass nach Absatz 3 nicht entge-
gen gehalten werden. 

30,00 EUR“ 
 

c)  

Die bisherigen Nummern 2501 bis 2508 werden Nummern 2502 bis 2509. 

 

d)  

In der neuen Nummer 2503 wird die Angabe „2501“ durch die Angabe „2502“ ersetzt. 

 

e)  

In den neuen Nummern 2505 bis 2508 wird jeweils die Angabe „2503“ durch die An-

gabe „2504“ ersetzt. 

 

f)  

Der Anmerkung zu Nummer 7002 wird die Angabe „(1)“ vorangestellt. Folgende An-

merkung (2) wird eingefügt:  

 

"(2) Bei Beratungshilfe bemisst sich die Pauschale nach den Gebühren der Num-

mern 2502 bis 2509.“  
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Artikel 3 

Inkrafttreten 
 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des vierten auf die Verkündung folgenden Kalen-

dermonats in Kraft.  
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Begründung 

 

A.  Allgemeiner Teil 

 
Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll dem in den letzten Jahren zu beobachten-

den sprunghaften Anstieg der Ausgaben der Bundesländer für die Beratungshilfe 

Einhalt geboten werden. Zugleich sollen die gesetzlichen Voraussetzungen der Bera-

tungshilfe präzisiert werden. Dazu werden Änderungen des Beratungshilfegesetzes 

(BerHG) und des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes (RVG) vorgeschlagen. Das Ziel 

des Beratungshilfegesetzes sicherzustellen, dass Bürger mit geringem Einkommen 

und Vermögen nicht durch ihre finanzielle Lage daran gehindert werden, sich außer-

halb eines gerichtlichen Verfahrens sachkundigen Rechtsrat zu verschaffen (Be-

schlussempfehlung und Bericht des Rechtsausschusses des Deutschen Bundesta-

ges, BT-Drs. 8/3695), wird hierdurch nicht beeinträchtigt. Die Bewilligung von Bera-

tungshilfe soll jedoch auf die Situationen zurückgeführt werden, in denen Personen 

mit nachprüfbar geringem Einkommen zur nicht mutwilligen Wahrnehmung ihrer 

Rechte anwaltlicher Hilfe bedürfen, weil sie sich selbst nicht behelfen können und 

andere Hilfe unter zumutbaren Bedingungen nicht zu erlangen ist.  

 

I. Ausgangslage 
 

Mit dem am 01. Januar 1981 in Kraft getretenen Gesetz über Rechtsberatung und 

Vertretung für Bürger mit geringem Einkommen vom 18. Juni 1980 (BGBl. I S. 689) 

sollten die rechtlichen Voraussetzungen dafür geschaffen werden, dass finanziell 

hilfsbedürftige Bürger einen erleichterten Zugang zur Rechtsberatung außerhalb ei-

nes gerichtlichen Verfahrens erhalten (Beschlussempfehlung und Bericht des 

Rechtsausschusses des Deutschen Bundestages, a.a.O., S. 7). Ob und inwieweit die 

Gewährung von Beratungshilfe in diesem Sinne verfassungsrechtlich geboten ist, ist  

höchstrichterlich weitgehend geklärt. Die Versagung von Beratungshilfe im außerge-

richtlichen Verfahren verletzt nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts we-

der die Rechtsweggarantie noch das Gebot der "Waffengleichheit" noch das Gebot 

der Angleichung oder Gleichstellung von unbemitteltem und bemitteltem Bürger bei 

der Rechtsverfolgung (BVerfG, Beschlüsse vom 12.06.2007 (-1 BvR 1014/07-, Rpfle-
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Rpfleger 2007, 552, 553) und vom 05.02.2001 (- 2 BvR 1389/99 -, FamRZ 2003, 

362)). Offengelassen hat das Bundesverfassungsgericht bislang allein die Frage, ob 

das Gebot der Angleichung oder Gleichstellung von unbemitteltem und bemitteltem 

Bürger bei der Rechtsverfolgung auch im außergerichtlichen Bereich Geltung hat; es 

hat jedoch  klargestellt, dass von Verfassungs wegen gegebenenfalls nur gefordert 

wäre, dass die Rechtsverfolgung oder -verteidigung nicht unmöglich gemacht wird, 

was das Gericht bislang in jedem geprüften Einzelfall verneint hat. Zudem hat es 

jüngst klargestellt, dass Art. 3 Abs. 1 GG i.V.m. dem Rechtsstaatsprinzip keine voll-

ständige Gleichstellung Unbemittelter mit Bemittelten, sondern nur eine weitgehende 

Angleichung verlangt (Beschlüsse vom 12.06.2007 (-1 BvR 1014/07-, Rpfleger 2007, 

552, 553). Ferner hat das Bundesverfassungsgericht festgestellt, dass in der Versa-

gung von Beratungshilfe für das Betreiben eines Verwaltungsverfahrens kein Verstoß 

gegen den Anspruch auf rechtliches Gehör, den Grundsatz des fairen Verfahrens, 

das Asylgrundgrecht oder die Menschenwürde liegt (BVerfG, Beschlüsse vom 

19.12.1988 - 1 BvR 1992/88 - und vom 06.02.1992 - 1 BvR 1804/91). Unabhängig 

hiervon hielt der Gesetzgeber es jedoch für geboten, nach einer fast hundertjährigen 

Entwicklung eine sichere bundesrechtliche Grundlage für die Rechtsberatung hilfs-

bedürftiger Schichten der Bevölkerung zu schaffen ((Beschlussempfehlung und Be-

richt des Rechtsausschusses des Deutschen Bundestages, a.a.O.).  

 

Das Beratungshilfegesetz sieht einen Anspruch des finanziell hilfsbedürftigen Recht-

suchenden auf Beratungshilfe vor, wenn nach den persönlichen und wirtschaftlichen 

Verhältnissen des Rechtsuchenden Prozesskostenhilfe nach der Zivilprozessordnung 

ohne eigenen Beitrag zu den Kosten zu gewähren wäre, nicht andere Möglichkeiten 

für eine Hilfe zur Verfügung stehen, deren Inanspruchnahme dem Rechtsuchenden 

zuzumuten ist und die Wahrnehmung der Rechte nicht mutwillig ist (§ 1 BerHG). Die  

Beratungshilfe besteht in Beratung und, soweit erforderlich, in Vertretung (§ 2 Abs. 1 

BerHG). Gewährt wird die Beratungshilfe durch Rechtsanwälte und Rechtsbeistände, 

die Mitglied einer Rechtsanwaltskammer sind, sowie unter bestimmten Vorausset-

zungen durch das Amtsgericht (§ 3 BerHG). Der Antrag auf Beratungshilfe, der bei 

dem Amtsgericht zu stellen ist, in dessen Bezirk der Rechtsuchende seinen allge-

meinen Gerichtsstand hat, kann, wenn sich der Rechtsuchende wegen Beratungshil-

fe unmittelbar an einen Rechtsanwalt wendet, auch nachträglich gestellt werden (§ 4 

BerHG). Liegen die Voraussetzungen für die Gewährung von Beratungshilfe vor und 
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wird die Angelegenheit nicht durch das Amtsgericht erledigt, stellt das Amtsgericht 

dem Rechtsuchenden einen Berechtigungsschein für Beratungshilfe aus (§ 6 Abs. 1 

BerHG). Gegen einen zurückweisenden Beschluss kann der Rechtsuchende Erinne-

rung einlegen (§ 6 Abs. 2 BerHG), über die das Amtsgericht entscheidet.  

 

Seit dem Inkrafttreten des Beratungshilfegesetzes hat das Beratungshilferecht meh-

rere Änderungen erfahren (vgl. im Einzelnen Kalthoener/Büttner/Wrobel-Sachs, Pro-

zesskostenhilfe und Beratungshilfe,  4. Aufl. 2005, Rn 912). Zu nennen sind hier aus 

jüngerer Zeit v.a. 

 

• das Gesetz zur Änderung der Insolvenzordnung und anderer Gesetze vom 

26.10.2001 (BGBl. 2001,  2710), durch das die Geschäftsgebühr für die Tätig-

keit mit dem Ziel einer außergerichtlichen Einigung mit den Gläubigern über 

die Schuldenbereinigung auf der Grundlage eines Plans (§ 305 Abs. 1 Nr. 1 

InsO) wesentlich angehoben worden ist,  

 

• das neue Rechtsanwaltsvergütungsgesetz (BGBl. I 2004, 718), durch das zum 

01.07.2004 die von der Staatskasse im Falle der Beratungshilfe zu vergüten-

den Gebühren maßgeblich angehoben worden sind, und 

 

• das EG-Prozesskostenhilfegesetz vom 15.12.2004 (BGBl. I S. 3392), durch 

das die Richtlinie 2002/8/EG des Rates vom 27. Januar 2003 zur Ver-

besserung des Zugangs zum Recht bei Streitsachen mit grenzüber-

schreitendem Bezug durch Festlegung gemeinsamer Mindestvorschrif-

ten für die Prozesskostenhilfe in derartigen Streitsachen (ABl. EG Nr. 

L 26 S. 41, ABl. EU Nr. L 32 S. 15) umgesetzt worden ist (in § 10 BerHG). 

 

1. Sprunghafter Anstieg der Ausgaben für die Beratungshilfe 

 

Die durch die Gewährung von Beratungshilfe entstehenden Kosten werden aus-

schließlich von den Ländern getragen. Während zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des 

Beratungshilfegesetzes die jährlichen Kosten mit bundesweit 14 bis 18 Millionen 

Deutsche Mark prognostiziert wurden (Beschlussempfehlung und Bericht des 
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Rechtsausschusses des Deutschen Bundestages, a.a.O., S. 2), beliefen sie sich 

nach den Erhebungen der Bund-Länder-Arbeitsgruppe "Begrenzung der Ausgaben 

für die Beratungshilfe" im Jahr 2006 zuletzt bundesweit auf rd. 84,5 Mio Euro, d.h. 

auf den zehnfachen Betrag der ursprünglichen Prognose: 

 
Beratungshilfe: Ausgaben absolut (in Euro) 

Land 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 

BY 2.490.558 2.668.160 2.887.811 3.751.291 4.806.883 7.840.995 10.323.950
Veränderung in % 7,13 8,23 29,90 28,14 63,12 31,67
BW 2.671.916 2.708.581 2.956.952 3.993.734 5.330.111 8.222.644 9.796.182
Veränderung in %  1,37 9,17 35,06 33,46 54,27 19,14
BE 1.186.029 1.307.490 1.487.863 1.765.539 1.930.154 3.521.470 5.234.773
Veränderung in %          10,24           13,8 18,66 9,32 82,45 48,65
BB 1.098.914 2.072.614 3.238.640
Veränderung in %      88,61 56,26
HE 2.370.768 3.200.000 4.500.000
Veränderung in %      34,98 40,63
MV 587.758 673.051 697.903 903.840 1.089.618 2.085.022 2.887.200
Veränderung in % 14,51 3,69 29,51 20,55 91,35 38,47
NI 4.004.800 4.300.900 4.428.703 5.123.594 5.787.004 8.193.635 8.993.500
Veränderung in %  7,39 2,97 15,69 12,95 41,59 9,76
NW 6.000.000 7.000.000 8.500.000 13.500.000 17.300.000
Veränderung in %    16,67 21,43 58,82 28,15
RP 972.388 950.330 1.022.088 1.172.322 1.547.845 2.202.801 3.072.922
Veränderung in %  -2,27 7,55 14,7 32,03 42,31 39,5
SL 533.660 583.109 643.758 1.189.450 1.493.695
Veränderung in %    9,27 10,4 84,77 25,6
SN 1.605.847 1.797.735 1.774.864 2.056.255 2.528.279 4.423.574 5.981.834
Veränderung in %  11,95 -1,27 15,85 22,96 74,96 35,23
ST 1.250.490 1.369.929 1.544.989 1.728.829 2.007.799 3.449.999 4.520.562
Veränderung in %  9,55 12,78 11,9 16,14 71,83 31,03
SH 1.371.700 1.581.500 1.632.013 1.770.267 2.108.858 3.328.759 4.576.497
Veränderung in %  15,29 3,19 8,47 19,13 57,85 37,48
TH 763.703 1.877.105 2.812.359
Veränderung in %      145,79 49,82

Anm.:  
Ohne Hamburg und Bremen (öffentliche Rechtsberatung). Die Zahlen betreffend Bayern beinhalten nicht die Aufwendungen für 
die Beratungsstelle des Münchener Anwaltsvereins. Die Zahlen für Thüringen beruhen auf einer Schätzung. 
 

Auch die Ausgaben pro bewilligtem Antrag sind nach den Erhebungen der Bund-

Länder-Arbeitsgruppe erheblich gestiegen: 

 
Beratungshilfe: Ausgaben pro bewilligtem Antrag (in Euro) 

Land 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006

BW 68,41 64,67 64,33 72,74 80,05 101,75 116,47
Veränderung in %  -5,47 -0,53 13,07 10,05 27,11 14,47
BY 62,72 62,14 59,74 67,31 76,12 99,31 115,94 
Veränderung in % -0,92 -3,86 12,67 13,09 30,47 16,52 
BE 63,23       58,83       62,36 64,25 64,34 83,67 95,60 
Veränderung in %           -6,96 6,0 3,03 0,14 30,04               14,26 
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BB 64,61 91,96 103,58 
Veränderung in %      42,33 12,64 
HE 56,34
MV 56,52 55,84 56,31 61,94 63,74 81,82 101,62
Veränderung in % -1,20 0,84 10,00 2,91 28,37 24,20
NI 63,74 62,89        62,60 63,76 67,59 79,27 80.00 
Veränderung in %           -1,33 -0,46 1,85 6,01 17,28 0,92 
NW 56,76 56,98 62,06 83,05 93,82 
Veränderung in %    0,39 8,92 33,82 12,97 
RP 61,64 60,11 61,39 59,21 76,32 86,76 88,45 
Veränderung in %  -2,48 2,13 -3,55 28,90 13,68 1,95 
SL 55,45 56,08 58,54      87,38 
Veränderung in %                      1,14 4,39    49,27  
SN 52,87 55,11 50,11 51,88 60,31 76,07 86,16
Veränderung in %  4,24 -9,07 3,53 16,25 26,13 13,26
ST 55,02 52,11 54,05 56,24 62,02 85,99 97,53
Veränderung in %  -5,29 3,72 4,05 10,28 38,65 13,42
SH 60,08 64,09 63,36 62,98 73,02 85,50 96,56 
Veränderung in %  6,67 -1,14 -0,60 15,94 17,09 12,94 
TH 46,06 85,41 
Veränderung in %              85,43  
Durchschnitt 59,61 59,15 58,38 60,69 64,17 86,49

Dieser dramatische Anstieg der Ausgaben der Länder für die Beratungshilfe ist auf 

verschiedene Ursachen zurückzuführen. Die erheblichen Gebührensteigerungen im 

Bereich der Beratungshilfe seit dem Inkrafttreten des neuen Rechtsanwaltsvergü-

tungsgesetzes zum 01.07.2004 sind in den vorstehenden Tabellen deutlich sichtbar. 

Der Kostenanstieg ist jedoch keineswegs allein hierauf zurückzuführen. Eine weitere 

wesentliche Ursache ist vielmehr auch der seit Inkrafttreten des Beratungshilfegeset-

zes am 01.01.1981 (mit Ausnahme des Zeitraums 1989 - 1992) kontinuierlich gestie-

gene Geschäftsanfall in Beratungshilfesachen. Die vom Bundesministerium der Jus-

tiz geführte Statistik (Stand: 4. Januar 2007) weist insofern für das Jahr 2005 

790.354 Beratungshilfeanträge gegenüber ursprünglich 59.189 Anträgen im Jahr 

1980 auf. Der Geschäftsanfall hat sich allein in der Zeit von 1998 bis 2005 ver-
doppelt.  

 

Nur eine geringe Rolle spielt in diesem Zusammenhang die zunehmende Anzahl von 

Verbraucherinsolvenzverfahren. Ihre Eröffnung setzt die Vorlage einer Bescheini-

gung über einen erfolglosen außergerichtlichen Einigungsversuch mit den Gläubi-

gern voraus (§ 305 Abs. 1 Nr. 1 InsO), die in einer nicht unerheblichen Anzahl von 

Fällen von Rechtsanwälten im Rahmen gewährter Beratungshilfe ausgestellt wird. 

Der Anstieg von Verbraucherinsolvenzen führt daher auch zu einem vermehrten Ge-

schäftsanfall in Beratungshilfesachen. Der Anteil der Verbraucherinsolvenzberatung 
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durch Rechtsanwälte an der Gesamtentwicklung des Geschäftsanfalls in Beratungs-

hilfesachen ist jedoch begrenzt. So stieg in Nordrhein-Westfalen die Anzahl der 

Verbraucherinsolvenzanträge im Zeitraum von 2000 bis 2005 um 11.446 Anträge, 

wobei der Mehrzahl aller Anträge keine Bescheinigung i.S.v. § 305 Abs. 1 Nr. 1 InsO 

eines Rechtsanwalts, sondern einer Schuldnerberatungsstelle (als geeigneter Stelle 

i.S.v.  § 305 Abs. 1 Nr. 1 InsO) zugrunde lag (Bsp.: 13.092 von 19.242 Anträgen im 

Jahr 2005). Im gleichen Zeitraum stieg die Zahl der Beratungshilfeanträge in Nord-

rhein-Westfalen aber von 93.822 um 73.715 auf 167.537.  

 

Die Hintergründe für die erhebliche Zunahme der Anträge auf Bewilligung von Bera-

tungshilfe sind vielschichtig. Hier ist zum einen die Verschlechterung der wirtschaftli-

chen Lage zahlreicher Haushalte zu nennen. Die gerichtliche Praxis berichtet dar-

über hinaus, dass eine Vielzahl von Antragstellern die Inanspruchnahme anwaltlicher 

Hilfe in Form der Beratungshilfe als Lebenshilfe nutze, um über einen Rechtsanwalt  

Alltagsprobleme regeln zu lassen.  Es handele sich um Vielfach-Antragsteller, die in 

Angelegenheiten, in denen es grundsätzlich zuzumuten sei, zunächst selbst tätig zu 

werden und sich z.B. selbst an die GEZ, den jeweiligen Gläubiger oder Vermieter zu 

wenden, um Rechtsberatung ersuchten. In vielen Fällen stünden nur Kleinigkeiten im 

Raum, die einen Bürger, der seinen Anwalt selber zahlen müsse, auf anwaltliche 

Hilfe verzichten ließen. 

 

2. Uneinheitliche Rechtsanwendung   

 

Das derzeitige Recht der Beratungshilfe leidet unter wenig konturierten Gesetzes-

begriffen, Strukturschwächen des Bewilligungsverfahrens und einer darauf beruhen-

den uneinheitlichen Rechtsanwendung. Dies wird bereits an Hand der Bewilligungs- 

und Zurückweisungsquoten in den einzelnen Amtsgerichtsbezirken sichtbar. Die Be-

ratungshilfestatistiken weisen insofern auffällige und höchst unterschiedliche Werte 

auf. So bestand in Nordrhein-Westfalen für das Jahr 2006 bei 13 Amtsgerichten eine 

Zurückweisungsquote von 0,0 % und bei weiteren 16 Amtsgerichten eine solche von  

unter 1 %. In Sachsen-Anhalt wurden für das Jahr 2004 Zurückweisungsquoten zwi-

schen 0,0 % und 21,84 % festgestellt. 
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Hintergrund der unterschiedlichen Zurückweisungsquoten dürfte zwar zum Teil eine 

unterschiedliche Erfassungspraxis der einzelnen Amtsgerichte sein. Sie allein erklärt 

jedoch die deutliche Diskrepanz der Zahlenwerte nicht. Insbesondere die nicht selten 

anzutreffenden Zurückweisungsquoten von 0 % bzw. unter 1 % deuten auf eine Be-

willigungspraxis, die nicht hinreichend die Voraussetzungen der Beratungshilfe er-

kennt bzw. prüft. Dies wird bestätigt durch entsprechende Berichte der Bezirksreviso-

ren. Danach wurden insbesondere eine unzureichende Prüfung der wirtschaftlichen 

Verhältnisse des Antragstellers, die mehrfache Bewilligung von Beratungshilfe in 

derselben Angelegenheit (entgegen § 2 Abs. 2 BerHG i.V.m. § 15 RVG), die Gewäh-

rung von Beratungshilfe trotz mangelnden Rechtsschutzinteresses (eigene Klä-

rungsmöglichkeit), trotz mutwilliger Rechtswahrnehmung (vgl. § 1 Abs. 1 Nr. 3 

BerHG) und trotz anderer Hilfemöglichkeiten (vgl. § 1 Abs. 1 Nr. 2 BerHG) bemän-

gelt.  

 

II. Zielsetzung und wesentlicher Inhalt des Gesetzentwurfs 
 

Die in den letzten Jahren drastisch gestiegenen Beratungshilfeaufwendungen kön-

nen - in der Gesamtschau mit den Aufwendungen für die Prozesskostenhilfe - von 

den Justizhaushalten in ihrer derzeitigen Größenordnung nicht mehr getragen wer-

den. Ihnen ist - ebenso wie der enormen Ausgabensteigerung im Bereich der Pro-

zesskostenhilfe - dauerhaft Einhalt zu gebieten.  

 

Es erscheint allerdings wenig sinnvoll, grundlegende Änderungen des anwaltlichen 

Gebührenrechts, wie sie erst vor kurzem zum Beispiel durch das neue Rechtsan-

waltsvergütungsgesetz erfolgt sind, unter dem Blickwinkel der Ausgaben in Bera-

tungshilfesachen wieder zu revidieren. Eine Begrenzung der Kosten hat vielmehr 

diejenigen Spielräume zu nutzen, die sich vorrangig aus dem Beratungshilferecht 

selbst und seiner Anwendung in der Rechtspraxis ergeben. Dabei soll keinesfalls für 

bedürftige Rechtsuchende der Zugang zu anwaltlicher Beratung unangemessen er-

schwert werden, wenn andere Hilfemöglichkeiten fehlen. Sie sollen allerdings auch 

nicht besser gestellt werden als nicht bedürftige Rechtsuchende, die ggf. im Hinblick 

auf Streitwert und Bedeutung der Angelegenheit von der Inanspruchnahme einer 
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selbst zu finanzierenden anwaltlichen Beratung absehen würden. Hier setzen die 

vorgeschlagenen Änderungen des Beratungshilferechts an: 

 

1.  Präzisierung der Bewilligungsvoraussetzungen 

 
a) Präzisierung des Mutwilligkeitsbegriffs (§ 1 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 4 BerHG-E) 

 
Das den Anspruch auf Beratungshilfe ausschließende Tatbestandsmerkmal der 

Mutwilligkeit ist zu konkretisieren. 

 

Ähnlich wie bei der Prozesskostenhilfe ist die Inanspruchnahme der Beratungshilfe 

im Fall der Mutwilligkeit ausgeschlossen. Im Gegensatz zur Prozesskostenhilfe (vgl. 

dort § 114 Abs. 1 Satz 2 ZPO a.F.) hielt der Gesetzgeber bei der Schaffung der 

rechtlichen Grundlagen der Beratungshilfe eine Definition der Mutwilligkeit aber für 

verzichtbar. In der praktischen Rechtsanwendung bereitet das Fehlen einer auf die 

Beratungshilfe zugeschnittenen Definition allerdings Schwierigkeiten. Dies zeigt sich 

nicht zuletzt in der Auseinandersetzung über die Anwendbarkeit der Mutwilligkeitsde-

finition aus dem Bereich der Prozesskostenhilfe (befürwortend Kalthoener / Büttner / 

Wrobel-Sachs. a.a.O., Rn. 956; a. A. Schoreit / Dehn, Beratungshilfe, Prozesskos-

tenhilfe, 8. Aufl. 2004, BerHG § 1 Rn. 100). 

 

Eine effektive Missbrauchskontrolle gebietet daher eine ausdrückliche Definition der 

Mutwilligkeit für den Bereich der Beratungshilfe. Da die Beratungshilfe grundsätzlich 

breiter angelegt ist als die Prozesskostenhilfe und regelmäßig keine konkret beab-

sichtigte Rechtsverfolgung als Bezugspunkt herangezogen werden kann, scheidet 

eine unmittelbare Übernahme der für die Prozesskostenhilfe entwickelten Kriterien 

aus. Statt dessen ist die Definition anhand der gemeinsamen Grundlage der Mutwil-

ligkeit in beiden Bereichen zu entwickeln. Dabei ist zu bedenken, dass Beratungshilfe 

und Prozesskostenhilfe den Unbemittelten hinsichtlich des Zugangs zum Recht dem 

Bemittelten zwar weitgehend annähern, ihn aber nicht besser stellen sollen. Folglich 

richtet sich die Annahme der Mutwilligkeit danach, ob ein verständiger Selbstzahler 

anstelle des bedürftigen Rechtsuchenden ebenfalls den Rat und die Hilfe eines 

Rechtsanwalts in Anspruch nehmen würde. Nur in diesen Fällen ist die Inanspruch-
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nahme eines rechtlichen Beistands auf Kosten der Staatskasse sachlich gerechtfer-

tigt. 

 

Verfassungsrechtliche Vorgaben stehen dem nicht entgegen. Zwar hat das Bundes-

verfassungsgericht für den Bereich der Prozesskostenhilfe festgestellt, dass das 

Grundgesetz eine weitgehende Angleichung der Situation von Bemittelten und Un-

bemittelten bei der Verwirklichung des Rechtsschutzes gebietet (BVerfGE 81, 347, 

356 f.). Selbst wenn man diese Vorgaben auf den Bereich der Beratungshilfe über-

tragen würde, was vom Bundesverfassungsgericht bislang nicht gefordert wurde, 

wäre aber die Versagung von Beratungshilfe in Fällen zulässig, in denen ein ver-

ständiger Selbstzahler von der Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe absehen würde, 

da das Bundesverfassungsgericht zur Ausfüllung des Angleichungsgebots im Be-

reich der Prozesskostenhilfe selbst auf den Vergleich mit der Partei abstellt, die ihre 

Prozessaussichten vernünftig abwägt und dabei auch das Kostenrisiko berücksichtigt 

(BVerfGE 81, 347, 357). 

 

Die Definition der Mutwilligkeit anhand der Vergleichsbetrachtung eines verständigen 

Selbstzahlers zeigt, dass nicht nur die Inanspruchnahme von Beratungshilfe durch 

Vertretung, sondern auch die Inanspruchnahme von Beratungshilfe durch Beratung 

mutwillig sein kann. Die gegenwärtige Fassung des § 1 Abs. 1 Nr. 3 BerHG intendiert 

allerdings anderes, da sie die Mutwilligkeit auf die Wahrnehmung der Rechte bezieht 

(vgl. Kalthoener / Büttner / Wrobel-Sachs, a.a.O., Rn. 956). Bereits der Regierungs-

entwurf zum Beratungshilfegesetz hatte die Mutwilligkeit dagegen ausdrücklich auch 

auf die bloße Aufklärung über die Rechtslage bezogen (BT-Drs. 8/3311, S. 11). Die 

umfassende Geltung der Mutwilligkeitsschranke für die Inanspruchnahme von Bera-

tungshilfe ist daher durch eine Änderung des § 1 Abs. 1 Nr. 3 BerHG klarzustellen. 

 

Schließlich sind nicht gerechtfertigte Unterschiede der Mutwilligkeitsprüfung im Be-

reich der Beratungshilfe einerseits und der Prozesskostenhilfe andererseits zu besei-

tigen. Während es im Rahmen des § 114 Abs. 1 ZPO genügt, wenn die beabsichtigte 

Rechtsverfolgung mutwillig „erscheint“, fordert § 1 Abs. 1 Nr. 3 BerHG, dass die 

Wahrnehmung der Rechte mutwillig „ist“. Hieraus wird in der Literatur abgeleitet, bei 

der Beratungshilfe müsse die Mutwilligkeit zur Überzeugung des Gerichts feststehen, 

während bei der Prozesskostenhilfe ein entsprechender Anschein genüge (Kalthoe-
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ner / Büttner / Wrobel-Sachs, a.a.O., Rn. 956). Bereits die Begründung zum Regie-

rungsentwurf des Beratungshilfegesetzes hatte es dagegen für den Ausschluss der 

Beratungshilfe ausdrücklich ausreichen lassen, dass der Antrag mutwillig „erscheint“ 

(BT-Drs. 8/3311, S. 11). Zur Klarstellung ist der Wortlaut des Gesetzes dem Gewoll-

ten anzugleichen. 

 

Die vorgeschlagenen Änderungen lassen eine Reduzierung der Aufwendungen für 

die Beratungshilfe durch ein intensiveres Aussondern der Fälle missbräuchlicher An-

tragstellung erwarten, die allerdings nicht beziffert werden kann. 

 

b) Pflicht zur Führung von Listen über andere Hilfemöglichkeiten          
(§ 1 Abs. 3 BerHG-E) 

 

Beratungshilfe kann nur bewilligt werden, wenn dem Rechtsuchenden nicht andere 

Möglichkeiten für eine Hilfe zur Verfügung stehen, deren Inanspruchnahme ihm zu-

zumuten ist (§ 1 Abs. 1 Nr. 2 BerHG). Gerade für die Lebensbereiche,  für die nach 

den Berichten der Praxis Beratungshilfe besonders häufig in Anspruch genommen 

wird (z.B. Verbraucher- und Mietangelegenheiten), besteht eine Vielzahl von öffentli-

chen und privaten Stellen und Verbänden, die dem Rechtsuchenden und seinem An-

liegen weiterhelfen und - abhängig von der Gestaltung des individuellen Falles - eine 

(weitere) Rechtsberatung entbehrlich werden lassen können. Die Kommentarliteratur 

enthält zahlreiche Hinweise auf  solche anderen Hilfemöglichkeiten (vgl. nur Scho-

reit/Dehn, a.a.O., § 1 Rn 37 bis 98c). Allerdings sind die zur Verfügung stehenden 

Alternativen regional sehr unterschiedlich ausgeprägt. Nicht überall sind z.B. 

Verbraucherzentralen in zumutbarer Zeit erreichbar. Andere mögen erreichbar sein, 

beraten aber nur gegen - aus Sicht des Bedürftigen - erhebliche Gebühren oder nach 

unzumutbar langer Wartezeit. Entsprechendes gilt für andere Hilfemöglichkeiten. Ei-

ne konkrete Bestimmung von Alternativen zur Gewährung von Beratungshilfe ist da-

her im Gesetz selbst nicht möglich. Auch der Blick des zur Entscheidung berufenen 

Rechtspflegers in die Kommentarliteratur führt alleine nicht weiter. Vielmehr ist zu-

sätzlich die Kenntnis der konkret vor Ort zur Verfügung stehenden Hilfemöglichkeiten 

erforderlich. Da hierzu u.U. auch Hilfsangebote in umliegenden, mit öffentlichen Ver-

kehrsmitteln erreichbaren Städten gehören, kann eine solche Kenntnis nicht ohne 
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weiteres vorausgesetzt werden. Vielmehr wäre ggf. eine - immer wieder zu aktuali-

sierende - einzelfallbezogene Recherche erforderlich, deren Aufwand seitens des 

Rechtspflegers im Verhältnis zu der singulären Bewilligungsentscheidung als zu auf-

wändig empfunden werden kann. Als Folge droht eine vorschnelle Ausstellung eines 

Berechtigungsscheins. 

 

Hier können von der gerichtlichen Praxis vorgeschlagene regionale Listen über ande-

re Hilfemöglichkeiten weiterhelfen. Sie haben den Vorteil der Flexibilität und Aktuali-

tät und sind daher in hohem Maße geeignet, die Arbeit des Rechtspflegers vor Ort zu 

erleichtern sowie dem Rechtsuchenden wertvolle Hinweise auf kostengünstige Bera-

tungsalternativen zu vermitteln. Steht eine solche Liste vor Ort zur Verfügung, kann 

davon ausgegangen werden, dass sie vor der Entscheidung über die beantragte Be-

ratungshilfe seitens des Rechtspflegers auch konsultiert wird. In Sachsen-Anhalt ist 

vom Oberlandesgericht Naumburg eine derartige Liste erstellt worden. Mit ihr wurden 

in der gerichtlichen Praxis bereits gute Erfahrungen gemacht.  

 

Der Gesetzentwurf schlägt die Einführung einer Pflicht zur Erstellung derartiger Lis-

ten vor. Bei einer flächendeckenden Versorgung mit Listen über andere Hilfemög-

lichkeiten i.S.v. § 1 Abs. 1 Nr. 2 BerHG ist mit einer höheren Anzahl von entspre-

chenden Hinweisen an den Rechtsuchenden und infolgedessen mit  einer Verringe-

rung von positiven Bewilligungsentscheidungen zu rechnen. Der Vorschlag birgt so-

mit ein nicht zu unterschätzendes, wenn auch nicht bezifferbares Potenzial für die  

Reduzierung der Ausgaben für die Beratungshilfe.  

 

c)  Klarstellung der tatbestandlichen Voraussetzungen für die Bewilligung  
von Beratungshilfe durch Vertretung (§ 2 Abs. 1 BerHG-E) 

 

Gemäß § 2 Abs. 1 Satz 1 BerHG umfasst die Beratungshilfe die Beratung durch ei-

nen Rechtsanwalt einerseits und die mögliche anschließende Vertretung bei der 

Rechtswahrnehmung andererseits. Die Höhe der Vergütung des Rechtsanwaltes 

wird maßgeblich davon beeinflusst, ob der Rechtsanwalt lediglich eine Beratung des 

Rechtsuchenden ( § 44 RVG i. V. m. Nr. 2501 VV ) vornimmt oder ob er darüber hin-

aus im Rahmen der Vertretung Leistungen einem Dritten gegenüber – wie etwa 
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Schriftverkehr, Telefonate, persönliche Vorsprachen – erbringt ( § 44 RVG i.V.m. Nr. 

2503 VV). Schon nach geltendem Recht trifft den Rechtsanwalt die Pflicht, die ge-

mäß § 44 Satz 1 RVG aus der Landeskasse zu zahlende Vergütung so gering wie 

möglich zu halten. Der Rechtsanwalt darf die Vertretung nach § 2 Abs. 1 BerHG auf 

Kosten der Landeskasse nur dann übernehmen, wenn und soweit sie erforderlich ist. 

Konkrete Voraussetzungen, wann eine Vertretung tatsächlich erforderlich ist, be-

nennt das Gesetz bisher jedoch nicht. Um eine Klarstellung sowohl für die Tätigkeits-

entfaltung des Rechtsanwaltes als auch für die gerichtliche Überprüfung zu schaffen, 

ist eine schärfere rechtliche und tatsächliche Konturierung des gesetzlichen Tatbe-

standsmerkmals der Erforderlichkeit geboten.  

 

2. Verfahrensverbesserungen 

 
a) Pflicht zur Antragstellung vor Gewährung der Beratungshilfe                   

(§ 4 Abs. 2 BerHG-E) 
 

Nach geltender Rechtslage ist der Rechtsuchende nicht verpflichtet, einen Antrag auf 

Bewilligung von Beratungshilfe zu stellen, bevor er sie in Anspruch nimmt. Damit 

weicht das Beratungshilferecht von dem für Sozialleistungen im übrigen geltenden 

Prinzip ab, wonach eine Sozialleistung regelmäßig erst bewilligt werden muss, bevor 

sie in Anspruch genommen werden kann. Der Rechtsanwalt, an den sich der Recht-

suchende unmittelbar gewandt hat, kann für den Rechtsuchenden gemäß § 4 Abs. 2 

Satz 4 BerHG nachträglich einen Antrag auf Bewilligung von Beratungshilfe stellen. 

Nach einer von der Bund-Länder-Arbeitsgruppe “Begrenzung der Ausgaben für die 

Beratungshilfe“ durchgeführten Datenerhebung wird von der Möglichkeit der nach-

träglichen Antragstellung derzeit in etwa einem Viertel aller Beratungshilfefälle 

Gebrauch gemacht.  

 

Die Möglichkeit der nachträglichen Antragstellung ist eine wesentliche Ursache für 

die hohen Kosten im Bereich der Beratungshilfe. Sie erschwert es dem Rechtspfle-

ger, den Antrag mit der Begründung zurückzuweisen, dass er entweder die Rechts-

auskunft selbst gemäß § 3 Abs. 2 BerHG gegeben oder den Rechtsuchenden auf 

eine andere Hilfemöglichkeit im Sinne von § 1 Abs. 1 Nr. 2 BerHG verwiesen hätte. 
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Er hat sich in diesem Stadium mit Rechtsanwälten auseinanderzusetzen, die bereits 

eine Leistung in Form der Beratungshilfe erbracht haben und daher ein Interesse 

haben, ihre Gebühreforderung durchzusetzen. Um den Rechtsanwalt nicht mit be-

reits entstandenen Kosten zu belasten bzw. den Konflikt mit ihm von vorneherein zu 

vermeiden, sieht sich der Rechtspfleger im Falle nachträglicher Antragstellung eher 

gedrängt, Beratungshilfe zu bewilligen und zwar auch dann, wenn ihre Vorausset-

zungen nicht zweifelsfrei feststehen bzw. noch nicht mit der erforderlichen Genauig-

keit geprüft worden sind. Dies wird durch die von der Bund-Länder-Arbeitsgruppe 

“Begrenzung der Ausgaben für die Beratungshilfe“ durchgeführte Datenerhebung 

bestätigt. Danach besteht bei schriftlichen Beratungshilfeanträgen, zu denen insbe-

sondere auch die nachträglichen Anträge gehören (zur gebotenen Schriftlichkeit des 

nachträglichen Antrages vgl. Schoreit/Dehn, a.a.O., § 4 Rn 12), eine deutlich höhere 

Bewilligungsquote als bei mündlichen Vorab-Anträgen.  

 

Die Möglichkeit der nachträglichen schriftlichen Antragstellung birgt zudem die Ge-

fahr einer bedenklichen inhaltlichen Ausweitung von Beratungshilfe. Die gerichtliche 

Praxis berichtet von Rechtsanwälten, die ihre Mandatierung dazu nutzen, Bera-

tungshilfemandate auf Gebieten zu akquirieren, für die der Rechtsuchende bislang 

keinen Beratungshilfebedarf gesehen hat. Nicht selten werden, wenn ein Mandant 

erst einmal einen Rechtsanwalt in einer Beratungshilfesache aufgesucht hat, nach 

kurzer Zeit von demselben Rechtsanwalt weitere Beratungshilfeangelegenheiten ab-

gerechnet. Sie entstehen zum Einen im Wege der anwaltlichen Befragung des Man-

daten zur Ermittlung weiterer eigenständiger beratungshilfefähiger Sachverhalte und 

zum Anderen im Wege der Aufspaltung eines Sachverhalts in mehrere separat abge-

rechnete beratungshilferechtliche Angelegenheiten im Sinne von § 2 Abs. 2 BerHG. 

Die von der Bund-Länder-Arbeitsgruppe “Begrenzung der Ausgaben für die Bera-

tungshilfe“ durchgeführte Datenerhebung bestätigt dieses Erscheinungsbild. Danach 

ist die Zahl der Antragsteller, die innerhalb eines Jahres vor der Stellung des durch 

die Datenerhebung erfassten Antrages bereits einen oder mehrere Anträge auf Bera-

tungshilfe gestellt hatten, im Bereich der schriftlichen Antragstellung wesentlich höher 

als im Bereich der Antragsteller, die im Datenerhebungszeitraum einen mündlichen 

Vorab-Antrag gestellt haben.  
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Die Möglichkeit einer vor Antragstellung gewährten Beratungshilfe begünstigt somit  

eine - in der Sache nicht gerechtfertigte - Erhöhung der Gesamtzahl an Beratungshil-

feanträgen. Sie verursacht zugleich ein Rechtsanwendungsproblem im Sinne einer 

nicht ausreichend exakten Prüfung der Voraussetzungen der Beratungshilfe durch 

den Rechtspfleger. Diesen negativen Folgen kann nur durch die Einführung einer 

Pflicht zur Antragstellung vor Gewährung der Beratungshilfe begegnet werden. 

b) Verbesserung der Aufklärungsmöglichkeiten des Gerichts                       

(§ 4 Abs. 2 und 3 BerHG-E) 
 

Die Möglichkeiten des Gerichts zur Aufklärung der persönlichen und wirtschaftlichen 

Verhältnisse des Rechtsuchenden sind zu verbessern.  

 

Das Beratungshilfegesetz sieht in der jetzigen Form keine ausdrücklichen Aufklä-

rungsbefugnisse für das Gericht vor. In § 5 BerHG wird auf das Gesetz über die An-

gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit pauschal verwiesen. Danach kann das 

Gericht von Amts wegen den Sachverhalt ermitteln und Beweise erheben. Im Bera-

tungshilfegesetz selbst ist nur vorgesehen, dass der Rechtsuchende seine Angaben 

zu seinen persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse glaubhaft zu machen hat (§ 

4 Abs. 2 Satz 3). Nach bisher geltendem Recht verfügt der Rechtspfleger daher über 

das gesamte Instrumentarium des Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwilli-

gen Gerichtsbarkeit, um die wirtschaftlichen Verhältnisse des Rechtsuchenden zu 

ergründen. In der Praxis kommt es jedoch selten dazu, dass von diesem Instrumen-

tarium Gebrauch gemacht wird. In der Regel werden die Angaben des Rechtsuchen-

den zu seinen persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen keiner gesonderten 

Überprüfung unterzogen. Das mag zum Teil daran liegen, dass in vielen Fällen der 

Rechtsuchende Leistungen der Arbeitsgemeinschaften nach SGB II oder der Sozial-

ämter bezieht, die die Bedürftigkeit des Rechtsuchenden geprüft und bejaht haben. 

Darüber hinaus handelt es sich bei der Gewährung der Beratungshilfe um ein Mas-

sengeschäft. Angesichts der Fülle der Anträge kann nicht in jedem einzelnen Fall in 

ein mehr oder weniger förmliches Verfahren der Ermittlung und Beweiserhebung ein-

getreten werden. Daher erscheint es geboten, dem mit der Prüfung des Beratungshil-

feantrages betrauten Rechtspfleger Mittel an die Hand zu geben, die es ihm ermögli-



- 25 - 

c:\dokumente und einstellungen\hoffmanng.jmnrw\lokale einstellungen\temporary internet files\olk226\gesamtentwurf stand 261007.doc  hoffmanng   Version:26.10.07 17:08:00   Druck:15.11.07 12:23:00 
Seite 25 von 71 

chen, effektiv und mit einem angemessenen Arbeitsaufwand im Zweifelsfall die Be-

dürftigkeit des Rechtsuchenden zu ermitteln. Insofern bietet es sich an, Regelungen 

und Instrumente des Prozesskostenhilferechts der Zivilprozessordnung und solche 

des Entwurfs eines Prozesskostenhilfebegrenzungsgesetzes (BT-Drs. 16/1994) in 

das Beratungshilferecht zu übertragen. Insbesondere soll das Gericht in die Lage 

versetzt werden, die Angaben des Rechtsuchenden wirksam zu überprüfen, indem 

ihm Auskunftsbefugnisse bezüglich der Einkommens- und Vermögensverhältnisse 

nach dem Vorbild unterhaltsrechtlicher Vorschriften eingeräumt werden.  

 

c) Erinnerungsrecht der Staatskasse (§ 6 Abs. 3 BerHG) 

 
Nach geltender Rechtslage ist umstritten, ob neben dem Erinnerungsrecht des 

Rechtsuchenden ein Rechtsbehelf der Staatskasse gegen die Bewilligung der Bera-

tungshilfe gegeben ist. Während teilweise eine entsprechende Anwendbarkeit von    

§ 6 Abs. 2 BerHG im Sinne eines Erinnerungsrechts auch der Staatskasse befürwor-

tet wird, ist nach überwiegender Auffassung ein solcher Rechtsbehelf der Staatskas-

se nicht gegeben (vgl. hierzu die Nachweise bei Schoreit/Dehn, a.a.O., § 6 Rn 7). 

Danach sind die Rechtsmittel der Staatskasse allein auf das Verfahren zur Festset-

zung der Vergütung beschränkt (§ 56 Abs. 2 RVG i.V.m. § 33 RVG). 

 

Die Einführung eines Rechtsbehelfs der Staatskasse stellt im Verhältnis zu dem be-

reits nach derzeitiger Rechtslage gegebenen Erinnerungsrecht des Rechtsuchenden 

die erforderliche Waffengleichheit der von dem Bewilligungsverfahren Betroffenen 

her. Sie ist zudem geeignet, wesentlichen Missständen im Bereich der Beratungshilfe 

abzuhelfen: 

 

Nach den Berichten der Gerichte ist die Bewilligungspraxis derzeit ausgesprochen 

uneinheitlich. Dies gilt zum Einen hinsichtlich des Verständnisses und der Auslegung 

der Voraussetzungen für die Gewährung von Beratungshilfe, insbesondere der Be-

griffe der Mutwilligkeit (§ 1 Abs. 1 Nr. 3 BerHG) und der „Angelegenheit“ (§ 2 Abs. 2 

Satz 1 BerHG). Zum Anderen ist nach Berichten aus dem Kreis der Bezirksrevisoren 

die Intensität der Prüfung der Beratungshilfevoraussetzungen äußerst unterschied-

lich. Die Quote der Bewilligungen bzw. Zurückweisungen von Beratungshilfeanträgen 
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schwankt zwischen den Amtsgerichten außerordentlich, ohne dass hierfür hinrei-

chende Gründe erkennbar sind (s.o. A. I. 2.). Diesen schwerwiegenden Rechtsan-

wendungsproblemen kann nur zum Teil durch eine Präzisierung der gesetzlichen 

Voraussetzungen der Beratungshilfe begegnet werden. Einer solchen Präzisierung 

sind notwendig Grenzen gesetzt, um eine weiterhin hinreichend flexible Berücksichti-

gung der Besonderheiten des Einzelfalles zu ermöglichen. Sie kann damit zu einer 

zutreffenden und einheitlicheren Rechtsanwendung zwar maßgeblich beitragen, die-

se aber nicht ohne flankierende Maßnahmen in einem ausreichenden Maße gewähr-

leisten. Das gilt insbesondere hinsichtlich der erforderlichen, ausreichend exakten 

Prüfung der Beratungshilfevoraussetzungen. Letztere mögen noch so präzise formu-

liert sein. Eine hinreichende Umsetzung können sie nur erfahren, wenn ihre genaue 

Prüfung und Anwendung im Einzelfall gesichert ist.  

 

Hier entfalten erfahrungsgemäß Rechtsbehelfe eine positive Wirkung sowohl  im 

Hinblick auf eine sorgfältige Prüfung der Beratungshilfevoraussetzungen als auch im 

Hinblick auf den zu erwartenden Gewinn an Rechtseinheitlichkeit und damit zugleich 

an Rechtssicherheit. Im Zusammenspiel mit einer Präzisierung der gesetzlichen Be-

ratungshilfevoraussetzungen stellen sie ein effektives Instrumentarium zur Behebung 

der geschilderten Rechtsanwendungsproblematik dar. Schon das Erinnerungsrecht 

der Staatskasse als solches und die damit gegebene Möglichkeit der Aufhebung der 

Bewilligungsentscheidung führen zu einer bewussteren Entscheidung des Rechts-

pflegers und damit zu einem „Übereilungsschutz“.  

 

3. Änderungen des Gebührenrechts 

 
Der Rechtsuchende ist in angemessenem Umfang an den Kosten der Gewährung 

der Beratungshilfe zu beteiligen.  

 

Bislang sieht das Beratungshilfegesetz eine Eigenbeteiligung nur in Form der Bera-

tungshilfegebühr von 10 Euro nach Nr. 2500 VV RVG vor. Diese Gebühr war bereits 

in der am 1. Januar 1981 in Kraft getretenen Fassung des Beratungshilfegesetzes in 

Höhe von 20 DM vorgesehen. Die Gebühr soll dem Rechtsuchenden ein gewisses 

persönliches Opfer auferlegen, um den Wert der erbrachten Leistung hervorzuheben 
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sowie Missbrauch und Querulantentum abzuwehren (vgl. Kalthoener/Büttner/Wrobel-

Sachs, a.a.O., Rn. 994). 

 

In ihrer gegenwärtigen Ausgestaltung wird die Beratungshilfegebühr dieser Funktion 

allerdings nicht mehr gerecht. Dies beruht zum einen auf dem Umstand, dass die 

Gebührenhöhe seit über 25 Jahren nicht an die Geldentwertung angepasst wurde. 

Zum anderen differenziert die Beratungshilfegebühr derzeit nicht danach, in welchem 

Umfang der Rechtsuchende Beratungshilfe in Anspruch nimmt, das heißt, ob ledig-

lich Beratung oder auch Vertretung erfolgt. Dies hat zur Folge, dass jeglicher Anreiz 

zur selbständigen Wahrnehmung der Rechte nach durchgeführter Beratung fehlt. 

Dementsprechend sind die Fälle der Inanspruchnahme von Beratungshilfe durch 

Vertretung gegenüber den Fällen der Inanspruchnahme von Beratungshilfe durch 

bloße Beratung ausweislich der Beratungshilfestatistik seit 1981 überproportional 

angestiegen. Während 1981 neben 12.064 Beratungsfällen nur 10.286 Vertretungs-

fälle verzeichnet wurden, waren es 2005 370.142 Vertretungsfälle neben 146.888 

Beratungsfällen. 

 

Deshalb ist neben der bestehenden Eigenbeteiligung des Rechtsuchenden in Form 

der allgemeinen, für die durch Beratung gewährte Beratungshilfe anfallenden Bera-

tungshilfegebühr nach Nr. 2500 VV RVG eine zusätzliche Eigenbeteiligung in Form 

einer besonderen Beratungshilfegebühr vorzusehen, wenn die Beratungshilfe durch 

Vertretung gewährt wurde. Nimmt der Rechtsuchende dagegen nur Beratungshilfe 

durch Beratung in Anspruch, verbleibt es bei der unverändert fortbestehenden Bera-

tungshilfegebühr nach Nr. 2500 VV RVG. 

 

Die Differenzierung nach dem Umfang der Inanspruchnahme der Beratungshilfe er-

öffnet einen weiten Spielraum für die gebotene Verstärkung der Eigenbeteiligung des 

Rechtsuchenden.  

Dies gilt zunächst im Hinblick darauf, dass die Eigenbeteiligung des Rechtsuchenden 

in angemessenem Verhältnis zu den anfallenden Kosten stehen muss. Wird Bera-

tungshilfe durch Beratung gewährt, steht die vom Rechtsuchenden selbst aufzubrin-

gende Beratungshilfegebühr von 10 Euro einem Vergütungsanspruch des Rechts-

anwalts gegen die Staatskasse von 30 Euro zuzüglich Auslagen gegenüber. Wird 

neben der Beratung dagegen auch Beratungshilfe durch Vertretung gewährt, erhält 
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der Rechtsanwalt aus der Staatskasse die Geschäftsgebühr von 70 Euro zuzüglich 

Auslagen, auf die allerdings die Beratungsgebühr angerechnet wird. 

 

Verfassungsrechtliche Vorgaben stehen der Einführung einer besonderen Bera-

tungshilfegebühr für die Inanspruchnahme von Beratungshilfe durch Vertretung nicht 

entgegen.  

 

Ob sich aus dem Gebot der Rechtsgleichheit und dem Sozialstaatsprinzip eine Pflicht 

zur Angleichung der Stellung Unbemittelter an diejenige Bemittelter auch für die au-

ßergerichtliche Rechtsverfolgung, also für den Bereich der Beratungshilfe, ergibt, hat 

das Bundesverfassungsgericht bislang offen gelassen (BVerfGE 88, 5, 16; BVerfG 

NJW-RR 2001, 1006). Von Verfassungs wegen ist danach nur zu fordern, dass die 

Rechtsverfolgung oder -verteidigung nicht unmöglich gemacht wird. Das ist bei der 

Versagung von Beratungshilfe grundsätzlich nicht der Fall, da der Zugang zum au-

ßergerichtlichen Verfahren weder verhindert noch unzumutbar erschwert wird 

(BVerfG a.a.O.m.w.N.). 

Bejaht hat das Bundesverfassungsgericht ein Gebot der weitgehenden Angleichung 

der Situation von Bemittelten und Unbemittelten bei der Verwirklichung des Rechts-

schutzes bislang nur im Hinblick auf den Zugang zu den Gerichten (vgl. BVerfGE 81, 

347, 356 f.). Das Schrifttum hält eine Erstreckung des Angleichungsgebots auch auf 

den vorgerichtlichen Bereich für möglich. Dabei kann es indessen nur um Hilfen zur 

Erlangung vorgerichtlicher Beratung, nicht aber vorgerichtlicher Vertretung gehen. 

Zwar sind Fälle denkbar, in denen die effektive Ausgestaltung des Zugangs zu den 

Gerichten gebietet, dem unbemittelten Rechtsuchenden eine vorgerichtliche Bera-

tung zukommen zu lassen, beispielsweise über die Möglichkeit eines Antrags auf 

Gewährung von Prozesskostenhilfe. Da die gerichtliche Durchsetzung der Rechte 

nach durchgeführter Beratung durch das Institut der Prozesskostenhilfe auch für Un-

bemittelte hinreichend gewährleistet wird, ist eine vorgerichtliche Geltendmachung 

der Ansprüche aber regelmäßig nicht geboten. Zwar riskiert derjenige, der seinen 

Gegner vorgerichtlich nicht zur Leistung aufgefordert hat, im Fall des sofortigen An-

erkennens des Gegners vor Gericht trotz Obsiegens in der Sache die Kosten des 

Verfahrens tragen zu müssen (§ 93 ZPO). Nach einer ggf. im Wege der Beratungshil-

fe zu gewährenden anwaltlichen Beratung wird der Rechtsuchende aber selbst zur 

vorgerichtlichen Leistungsaufforderung in der Lage sein. Die Durchsetzung der Rech-
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te der Rechtsuchenden ist also ohne eine vorgerichtliche Geltendmachung möglich; 

zumindest aber ohne die Vertretung durch einen Rechtsanwalt hierbei.  

Etwas anderes gilt lediglich dort, wo die Durchführung eines vorgerichtlichen Verfah-

rens zwingend vorgeschrieben ist, um den Zugang zu Gericht zu eröffnen, wie im Fall 

der obligatorischen Streitschlichtung nach § 15a EGZPO oder beim außergerichtli-

chen Schuldenbereinigungsversuch nach § 305 Abs. 1 Nr. 1 InsO. Da der Rechtsu-

chende hier nach durchgeführter Beratung nicht unmittelbar Prozesskostenhilfe zur 

Wahrnehmung seiner Rechte vor Gericht in Anspruch nehmen kann, wird auf die Er-

hebung der besonderen Beratungshilfegebühr in diesen Fällen verzichtet. 

 

Vorbehaltlich der genannten Sonderfälle lässt sich ein unmittelbarer verfassungs-

rechtlicher Anspruch auf Gewährung von Beratungshilfe durch Vertretung nicht be-

gründen. Aus der einfachgesetzlich geregelten Beratungshilfe in ihrem jeweiligen 

Umfang folgt allenfalls ein verfassungsrechtliches Teilhaberecht. Die Bürger haben 

das Recht auf einen verhältnismäßigen und am allgemeinen Gleichheitssatz orien-

tierten Anteil an den staatlicherseits bereitgestellten Leistungen (vgl. BVerwGE 52, 

339, 348 f. m.w.N.). Der Einzelne kann gleichberechtigte Teilhabe unter dem Vorbe-

halt des Möglichen, d.h. im Rahmen dessen, was er vernünftigerweise von der Ge-

sellschaft verlangen kann, beanspruchen (vgl. BVerfGE 33, 303, 333). Bei der kon-

kreten Ausgestaltung der Beratungshilfe ist daher Art. 3 Abs. 1 GG in seiner Ausges-

taltung als Gleichheitsgebot Rechnung zu tragen. Wenn einzelne Personengruppen 

von der Gewährung von Beratungshilfe ausgenommen werden, während andere 

Personen in den Genuss der Beratungshilfe kommen, muss diese Differenzierung 

durch ihrer Art nach und von ihrem Gewicht her rechtfertigende Unterschiede be-

gründet sein (BVerfGE 88, 5, 12). Verfassungsrechtliche Bedenken können nicht 

aufkommen, wenn und solange sich die kostenbeeinflussende Maßnahme an alle 

Rechtsuchenden richten.  

Vorliegend dient die Eigenbeteiligung dazu, eine bloße Mitnahme der vorgerichtli-

chen Vertretung durch den Rechtsuchende zu verhindern und diesen statt dessen 

dazu anzuhalten, eine vorgerichtliche Geltendmachung seiner Ansprüche – so er 

diese wünscht – grundsätzlich selbst zu betreiben.  

Dem kann nicht entgegen gehalten werden, der Gesetzgeber verhalte sich wider-

sprüchlich, wenn er eine für Bedürftige gedachte Leistung nur mit einer Eigenbeteili-

gung des Rechtsuchenden gewähre. Da es dem Gesetzgeber mangels eines unmit-
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telbaren verfassungsrechtlichen Anspruchs auf Gewährung von Beratungshilfe durch 

Vertretung freistünde, diese staatliche Leistung ganz zu streichen, muss es ihm erst 

Recht möglich sein, seine Leistung auf die Fälle zu beschränken, in denen der 

Rechtsuchende die Eigenbeteiligung aufbringt. Auch der bisherige Verzicht des Ge-

setzgebers auf eine über Nr. 2500 KV RVG hinausgehende Eigenbeteiligung des 

Rechtsuchenden steht dem Vorschlag nicht entgegen. Die Gewährung einer Leis-

tung durch den einfachen Gesetzgeber begründet grundsätzlich keinen verfassungs-

rechtlichen Anspruch auf Fortbestand dieser Leistung (vgl. BVerfGE 48, 403, 406); 

andernfalls würde der Gesetzgeber über kurz oder lang jegliche Gestaltungsfreiheit 

verlieren.  

Schließlich wird die vorgesehene Eigenbeteiligung den Rechtsuchenden zwar dazu 

bewegen, zu überlegen, ob er sich für die vorgerichtliche Geltendmachung seiner 

Ansprüche eines Rechtsanwalts bedient. Eine abschreckende Wirkung in dem Sinne, 

dass der Rechtsuchende auf die Geltendmachung seiner Rechte insgesamt verzich-

ten könnte, ist aber nicht zu befürchten,. Schließlich riskiert auch derjenige, der seine 

Rechte unter Inanspruchnahme von Prozesskostenhilfe gerichtlich durchsetzt, einen 

Teil der Kosten selbst aufbringen zu müssen, da die Bewilligung der Prozesskosten-

hilfe das Risiko der Verpflichtung zur Erstattung der außergerichtlichen Kosten des 

Gegners (§ 123 ZPO) unberührt lässt. 

 

Auch europarechtliche Vorgaben stehen der Stärkung der Eigenbeteiligung des 

Rechtsuchenden nicht entgegen. Die Richtlinie 2002/8/EG des Rates vom 27. Januar 

2003 zur Verbesserung des Zugangs zum Recht bei Streitsachen mit grenzüber-

schreitendem Bezug durch Festlegung gemeinsamer Mindestvorschriften für die Pro-

zesskostenhilfe in derartigen Streitsachen (ABl. EG Nr. L 26 S. 41, ABl. EU Nr. L 32 

S. 15) gebietet staatliche Leistungen nur für eine vorprozessuale Rechtsberatung 

(Artikel 3 Abs. 2 Buchstabe a). Leistungen für eine außergerichtliche Vertretung sind 

dagegen nur geboten, soweit außergerichtliche Verfahren dem gerichtlichen Verfah-

ren zwingend vorgeschaltet sind (Artikel 10); diese Fälle sind von der besonderen 

Beratungshilfegebühr für die Inanspruchnahme von Beratungshilfe durch Vertretung 

indessen ausdrücklich ausgenommen. 

 

Für die Beteiligten ist die Erhebung der neuen Beratungshilfegebühr mit keinem nen-

nenswerten Mehraufwand verbunden, da sie gemeinsam mit der gegenwärtigen all-



- 31 - 

c:\dokumente und einstellungen\hoffmanng.jmnrw\lokale einstellungen\temporary internet files\olk226\gesamtentwurf stand 261007.doc  hoffmanng   Version:26.10.07 17:08:00   Druck:15.11.07 12:23:00 
Seite 31 von 71 

gemeinen Beratungshilfegebühr nach Nr. 2500 VV RVG unmittelbar beim Rechtsu-

chenden durch den Rechtsanwalt erhoben und auf seinen Vergütungsanspruch ge-

gen die Staatskasse angerechnet wird. Um den Rechtsanwälten das damit auf sie 

übergehende Risiko der Einziehbarkeit der Gebühr angemessen zu vergüten, soll die 

Anrechnung nur zu zwei Dritteln erfolgen. Darüber hinaus wird den Rechtsanwälten 

die Einziehung der Gebühr erleichtert, indem klargestellt wird, dass die allgemeine 

Beratungshilfegebühr für den Fall der Gewährung von Beratungshilfe durch Beratung 

und die besondere Beratungshilfegebühr für den Fall der Gewährung von Bera-

tungshilfe durch Vertretung von dem Vorschussverbot des § 47 Abs. 2 RVG ausge-

nommen sind. Leistet der Rechtsuchende den vom Rechtsanwalt verlangten Vor-

schuss nicht, kann dieser von der Erbringung seiner Beratungsleistung absehen.  

 

III.  Auswirkungen des Gesetzentwurfs  
 

1.  Auswirkungen auf die Justizhaushalte der Länder 
 

Die Aufwendungen der Länder für die Beratungshilfe werden durch den Gesetzent-

wurf nachhaltig begrenzt. Der Umfang der Einsparungen lässt sich allerdings nicht 

exakt beziffern. Die Ursache hierfür liegt zum Einen in der mangelnden Ausdifferen-

zierung der vorliegenden statistischen Daten und dem in der Regel äußerst knappen 

Inhalt von gerichtlichen Beratungshilfevorgängen. Zudem betreffen die meisten der 

von dem Entwurf vorgeschlagenen Änderungen die Konkretisierung und Präzisierung 

gesetzlicher Begriffe. Sie haben zwar die eindeutige Zielrichtung einer Begrenzung 

der bisherigen "großzügigen" Bewilligungspraxis und damit einer deutlichen Reduzie-

rung der Bewilligungszahlen. In welchem Ausmaß exakt sich die einzelnen Änderun-

gen auf die Bewilligungszahlen und damit auf die Beratungshilfeausgaben der Län-

der auswirken werden, lässt sich jedoch nicht mathematisch berechnen.  

Gleiches gilt für das Erinnerungsrecht der Staatskasse. Es ist davon auszugehen, 

dass der neu eingeführte Rechtsbehelf zu einer sorgfältigeren Prüfung der Voraus-

setzungen der Beratungshilfe vor ihrer Bewilligung führen wird. Seriös quantifizierbar 

ist der hierdurch zu erwartende Rückgang der Bewilligungen indes ebenfalls nicht. 
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Eine Ausnahme bildet die von dem Entwurf vorgesehene Erhöhung der Eigenbeteili-

gung des Rechtsuchenden im Falle der Beratungshilfe durch Vertretung. Ausweislich 

der Beratungshilfestatistik wurde im Jahr 2005 bundesweit in 370.142 Fällen Bera-

tungshilfe durch Vertretung gewährt. Diese Zahl enthält indessen auch Fälle, in de-

nen die neue Beratungshilfegebühr nicht erhoben wird, insbesondere die Vertretung 

des Rechtsuchenden beim außergerichtlichen Schuldenbereinigungsversuch nach § 

305 Abs. 1 Nr. 1 InsO. Nach den Feststellungen des Rechnungshofs Baden-

Württemberg waren in den dort im Jahr 2005 verzeichneten 35.662 Vertretungsfällen 

5.107 Fälle des außergerichtlichen Schuldenbereinigungsversuchs enthalten, so 

dass die Gebühr für die Gewährung von Beratungshilfe durch Vertretung nur in gut 

30.500 Fällen angefallen wäre. Rechnet man diesen Wert im Verhältnis der Fallzah-

len auf das Bundesgebiet hoch, ergeben sich etwa 317.000 potentielle Anwendungs-

fälle für die neue Gebühr (abzüglich derjenigen Fälle, in denen die Vertretung im 

Rahmen eines obligatorischen Güteverfahrens i.s.d. § 15a EGZPO erfolgt). Daraus 

errechnet sich jährlich bundesweit eine erhöhte Eigenbeteiligung der Rechtsuchen-

den von 9,5 Mio. Euro, von denen gut 6,3 Mio. auf die Staatskasse und 3,2 Mio. Euro 

auf die Rechtsanwälte entfallen. Aufgrund der Lenkungsfunktion der neuen Bera-

tungshilfegebühr wird die tatsächliche Ersparnis für die Staatskasse weiter steigen, 

wenn die Rechtsuchenden in zweifelhaften Fällen nach Abwägung der ihnen abver-

langten Eigenbeteiligung einerseits und der Erfolgsaussichten andererseits von der 

Inanspruchnahme von Beratungshilfe durch Vertretung absehen. In diesen Fällen 

wird die Staatskasse nicht nur um den anrechenbaren Eigenanteil von 20 Euro, son-

dern um die Vertretungsgebühr von 70 Euro insgesamt entlastet.  

 

Nicht unerhebliche Kostenersparnisse werden sich auch durch die Einführung der 

Pflicht zur Vorab-Antragstellung ergeben. Nach den bei Amtsgerichten unterschiedli-

cher Größe in Nordrhein-Westfalen und Sachsen-Anhalt durchgeführten Erhebungen 

der Bund-Länder-Arbeitsgruppe "Begrenzung der Ausgaben für die Beratungshilfe" 

handelt es sich bisher bei rund einem Viertel aller Beratungshilfe-Anträge um nach-

träglich, d.h. um nach Gewährung der Beratungshilfe durch einen Rechtsanwalt ge-

stellte Anträge. Ist künftig vor Gewährung der Beratungshilfe ein - mündlicher oder 

schriftlicher - Vorab-Antrag zu stellen, so eröffnet sich hierdurch ein erhebliches Po-

tenzial für zusätzliche Antragserledigungen mittels sofortiger Auskünfte oder Hinwei-

se auf andere Hilfemöglichkeiten. Die Erhebungen der Bund-Länder-Arbeitsgruppe 
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haben bei (mündlichen) Vorab-Anträgen eine Erledigungsquote von 22,5 % durch 

Erteilung einer sofortigen Auskunft oder durch Hinweis auf andere Hilfemöglichkeiten 

ergeben. Im Falle der nachträglichen Antragstellung wird es dem Rechtspfleger er-

schwert, den Antrag unter Hinweis auf solche Erledigungsmöglichkeiten zurückzu-

weisen. Wird mithin künftig ein zusätzliches Viertel aller Anträge als Vorab-Antrag 

gestellt, so ergibt sich ein Erledigungspotenzial von weiteren 5 - 6 % (22,5 % von 25 

%) aller Anträge im Wege der sofortigen Auskunft oder des Hinweises auf andere 

Erledigungsmöglichkeiten. Mit der künftigen Pflicht zur Erstellung von regionalen Lis-

ten mit anderen Hilfemöglichkeiten wird dieses Potenzial noch erhöht. Nicht nur den 

Rechtsuchenden, sondern insbesondere auch den Rechtspflegern werden durch sol-

che Listen von Beginn ihrer Tätigkeit an alle anderen Hilfemöglichkeiten ohne auf-

wändige Eigensuche und -überlegungen vor Augen stehen. Hinsichtlich (z.B. in 

Sachsen-Anhalt) bereits jetzt geführter Listen dieser Art wird über positive Erfahrun-

gen berichtet. Sie können mit der Einführung der Pflicht zur Führung von Listen auf 

das gesamte Bundesgebiet ausgedehnt werden.  

 

Zusätzlich zu berücksichtigen ist der Umstand, dass mit der Einführung der  Pflicht 

zur Vorab-Antragstellung generell übereilten, unbegründeten Beratungshilfeanträgen 

vorgebeugt wird (s.u. zu § 4 Abs. 2 BerHG-E). Auch dies wird zu einer - allerdings 

nicht bezifferbaren - Reduzierung des Antragsvolumens bzw. höheren Zurückwei-

sungsquote und einer hierdurch bedingten weiteren Reduzierung der Kosten für die 

Beratungshilfe führen. 

 

Diese Wirkungen - Reduzierung des Antragsvolumens bzw. eine höhere Zurückwei-

sungsquote - sind jeweils auch von den weiteren, vorstehend dargestellten Änderun-

gen des Beratungshilferechts zu erwarten, ohne dass eine exakte Bezifferung der 

Einspareffekte möglich wäre. Insbesondere  

• die Präzisierung des Begriffs der Mutwilligkeit, 

• die Klarstellung der tatbestandlichen Voraussetzungen für die Bewilligung von 

Beratungshilfe durch Vertretung, 

• die Erweiterung der Aufklärungsbefugnisse in § 4 Abs. 2, 3 BerHG  

• und die Einführung eines Erinnerungsrechts der Staatskasse 

bergen - in ihrer Gesamtheit - erhebliche Potenziale zur Rückführung der Bewilligung 

von Beratungshilfe auf tatsächlich Hilfsbedürftige einerseits und Situationen anderer-
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seits, in denen auch eine nicht bedürftige Person anwaltliche Hilfe in Anspruch neh-

men würde. 

 

Dem somit zu erzielenden, beträchtlichen Gesamteinsparvolumen ist der Mehrauf-

wand gegenüber zu stellen, den die Änderungen für die Gerichte mit sich bringen. Zu 

nennen sind hier die intensivere Prüfung und Dokumentation sowohl der persönli-

chen und wirtschaftlichen als auch der materiellen Voraussetzungen der Beratungs-

hilfe durch den Rechtspfleger, die durch die verbesserten Aufklärungsmöglichkeiten, 

vermehrten Direktantragstellungen und das Erinnerungsrecht der Staatskasse be-

dingt sind. Letzteres wird zudem zu einer - überschaubaren - Mehrbelastung auf E-

bene der Bezirksrevisoren und im richterlichen Bereich der Amtsgerichte führen.  

 

Der beschriebene Mehraufwand ist jedoch entweder begrenzt oder aber ausdrücklich 

erwünscht. Eine intensivere Prüfung insbesondere der materiellen Voraussetzungen 

der Beratungshilfe ist eines der Kernziele der Änderungen. Der durch sie bewirkte 

Mehraufwand lohnt sich und wird durch reduzierte Antragszahlen bzw. eine höhere 

Zurückweisungsquote mehr als ausgeglichen werden. Dasselbe gilt für die anderen, 

von dem Entwurf vorgeschlagenen Maßnahmen. Sie zeitigen ohnehin nur einen äu-

ßerst begrenzten Mehraufwand. Insbesondere von dem Erinnerungsrecht soll und 

wird nicht flächendeckend, sondern jeweils nur gelegentlich und stichprobenartig 

Gebrauch gemacht werden, wenn dies an Hand der Besonderheiten des Falles ge-

boten erscheint. Dennoch ist zu erwarten, dass die verbesserten Aufklärungsmög-

lichkeiten und das Erinnerungsrecht eine erhebliche Präventionswirkung in Bezug 

auf übereilte, unbegründete Antragstellungen einerseits und eine unsorgfältige, nach-

lässige Bewilligungspraxis andererseits entfalten werden. Direktantragstellungen 

verursachen nach den Erhebungen der Bund-Länder-Arbeitsgruppe zudem so gut 

wie keinen messbaren zeitlichen Mehraufwand gegenüber nachträglichen (schriftli-

chen) Antragstellungen, da letztere in Anbetracht unvollständiger Angaben im Ver-

hältnis zu Direktantragstellungen häufig eine erhöhte Zahl von Wiedervorlagen erfor-

dern.  
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2.  Auswirkungen auf die Wirtschaft und das allgemeine Preisniveau 

 

Mit Auswirkungen auf die Wirtschaft ist nicht zu rechnen. Auswirkungen auf die Ein-

zelpreise und auf das Preisniveau, vor allem auf das Verbraucherpreisniveau, sind 

ebenfalls nicht zu erwarten.  

 

3.  Auswirkungen von gleichstellungspolitischer Bedeutung 
 

Der Entwurf hat keine erkennbaren gleichstellungspolitischen Auswirkungen. Grund-

sätzlich sind Frauen und Männer von den Vorschriften des Entwurfs in gleicher Wei-

se betroffen. 

 

IV. Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes folgt aus Artikel 74 Abs. 1 Nr. 1 des 

Grundgesetzes. Das Beratungshilfegesestz regelt ein gerichtliches Verfahren. Das 

ergibt sich insbesondere aus folgenden Vorschriften: 

 

Gemäß § 4 Abs. 1 BerHG entscheidet über den Antrag auf Beratungshilfe das Amts-

gericht. Zuständig beim Amtsgericht ist der Rechtspfleger (§ 24a Abs. 1 Nr. 1 RPflG). 

Für das Verfahren bei der Bearbeitung des Antrags gelten die verfahrensrechtlichen 

Vorschriften des Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 

(§ 5 BerHG). Schon aus dieser Verweisung erschließt sich, dass es sich um ein ge-

richtliches Verfahren und nicht etwa um die Entscheidung einer Verwaltungsbehörde 

handelt. Der Rechtspfleger trifft seine Entscheidung im Rahmen der ihm zugebilligten 

Unabhängigkeit gem. § 9 RPflG. Dafür, dass es sich um ein gerichtliches Verfahren 

handelt, spricht schließlich die Vorschrift des § 6 Abs. 2 BerHG. Danach ist gegen 

einen zurückgewiesenen Antrag die Erinnerung statthaft. Es handelt sich hierbei um 

einen typischen Rechtsbehelf aus dem Bereich des gerichtlichen Verfahrensrechts.  

 

Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europäischen Union vereinbar. 
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V. Zustimmungsbedürftigkeit 
Anhaltspunkte für eine Zustimmungsbedürftigkeit sind nicht ersichtlich. 
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B. Besonderer Teil 

 
Zu Artikel 1 (Änderung des Beratungshilfegesetzes) 

 
Zu Nummer 1 (§ 1 BerHG) 

 
Zu a)  (§ 1 Abs. 1 Nr. 3 BerHG) 

Durch die Änderung des Wortlauts von Absatz 1 Nr. 3 wird das vom Gesetzgeber bei 

Schaffung des Beratungshilfegesetzes Gewollte in zweierlei Hinsicht klargestellt.  

 

Zum einen wird der Bezug der Mutwilligkeit von der „Wahrnehmung der Rechte“ auf 

die „Inanspruchnahme der Beratungshilfe“ ausgeweitet um klarzustellen, dass auch 

die Inanspruchnahme von Beratungshilfe durch Beratung mutwillig sein kann. Dies 

gilt beispielsweise dann, wenn sich der Rechtsuchende anlässlich einer Medienveröf-

fentlichung betreffend die Häufigkeit fehlerhafter Nebenkostenabrechnungen über die 

Aussichten des Vorgehens gegen seine eigene Nebenkostenabrechnung beraten 

lassen will, ohne dass konkrete Anzeichen für deren Fehlerhaftigkeit vorliegen. 

 

Zum anderen wird durch den Austausch des Wortes „ist“ durch das Wort „erscheint“ 

klargestellt, dass für die Annahme der Mutwilligkeit im Bereich der Beratungshilfe 

keine höheren Nachweisanforderungen gelten als im Bereich der Prozesskostenhilfe. 

Dabei ist zu bedenken, dass die im Verhältnis zur Prozesskostenhilfe regelmäßig 

geringeren Aufwendungen für die Beratungshilfe keine intensivere Prüfung rechtferti-

gen können und § 4 Abs. 2 Satz 3 BerHG hinsichtlich der Anspruchsvoraussetzun-

gen ebenfalls eine Glaubhaftmachung genügen lässt. 

 

Zu b)  (§ 1 Abs. 3 und 4 BerHG) 
 
aa)   

Absatz 3 verpflichtet die Länder oder von ihnen bestimmte Stellen, Verzeichnisse 

über andere Möglichkeiten der Hilfe im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 zu erstellen und 

zu führen. Dadurch sollen die Rechtsanwender auf diese anderen Hilfemöglichkeiten 

aufmerksam gemacht werden. Gleichzeitig kann der Zugang zu diesen Stellen er-
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leichtert werden, indem in die Listen auch die Kontaktdaten (Adressen, Telefonnum-

mern, E-Mail-Adressen und gegebenenfalls Sprechzeiten) aufgenommen werden. 

Zudem ermöglicht es diese Art des Hinweises auf andere Hilfemöglichkeiten, auf die 

Belange der jeweiligen Länder Rücksicht zu nehmen und den regionalen Besonder-

heiten Rechnung zu tragen. 

 

Die Erstellung eines Verzeichnisses zieht im Ergebnis weder eine Beschränkung 

noch eine Erweiterung des bisher aufgrund von Absatz 1 Nr. 2 geltenden Rechts 

nach sich. Die notwendige Entscheidung über die Gewährung von Beratungshilfe im 

Einzelfall kann die Liste nicht ersetzen. Sie kann jedoch - über die Angabe der Kon-

taktdaten hinaus - weitere, für die Arbeit der Gerichte hilfreiche Hinweise über die Art 

und Weise der Tätigkeit oder nähere Angaben über das Hilfeangebot der jeweiligen 

Stellen enthalten und so zur Erleichterung der Entscheidung beitragen.   

 

Die in ein solches Verzeichnis aufzunehmenden anderen Möglichkeiten für Hilfe 

müssen geeignet und für den Rechtsuchenden im Regelfall zumutbar sein. Eignung 

setzt fachliche Kompetenz voraus, vor allem aber die Zulässigkeit der rechtsbesor-

genden Tätigkeit. Niemand kann an eine Stelle verwiesen werden, deren Rechtsbe-

ratung unzulässig ist (vgl. Lindemann in Trenk-Hinterberger, Kommentar zum Bera-

tungshilfegesetz 1987, § 1 Rn 16). Entscheidend ist daher das Rechtsberatungsge-

setz bzw. das demnächst an dessen Stelle tretende Rechtsdienstleistungsgesetz.   

 

Bei der Erstellung der Liste können insbesondere die folgenden Bereiche Beachtung 

finden: 

 

- Auskunfts-, Beratungs- und Beistandsleistungen der jeweils zuständigen Ver-

waltungsbehörden und Körperschaften oder Anstalten des öffentlichen Rechts, 

insbesondere im Bereich der Jugend- und Sozialhilfe, der Schuldnerberatung 

und der Studentenunterstützung (vgl. BVerfG, Beschluss v. 12.06.2007, -1 

BvR 1014/07-, RPfleger 2007, 552, 553 unter Hinweis auf § 14 SGB I): 

 

Behörden sind aufgrund besonderer Vorschriften bzw. höchstrichterlicher 

Rechtsprechung auskunfts- bzw. beratungspflichtig (dazu näher Scho-

reit/Dehn, a.a.O., § 1 Rn 75 f.). Diese Pflichten bestehen insbesondere ge-
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genüber sozial schwachen Bürgern im Rahmen der Fürsorge in der Sozial- 

und Jugendhilfe, gegenüber Schwerbehinderten, Strafgefangenen oder Asyl-

suchenden. Gegenstand der Ansprüche sind jedoch zumeist nur die den Be-

teiligten in einem konkreten Verfahren zustehenden Rechte und Pflichten. Es 

handelt sich demnach nicht um eine allgemeine Rechtsberatung oder              

-betreuung. Allerdings wäre eine solche nach Art. 1 § 3 Nr. 1 Rechtsbera-

tungsgesetz auch nicht verboten, wenn sie im Rahmen der eigenen Zustän-

digkeiten ausgeübt wird. Erfasst sind sämtliche Behörden (vgl. § 1 Abs. 4 

VwVfG), Gemeinden, Gemeindeverbände, Kirchen und anerkannte Religions-

gemeinschaften, Hochschulen und ihre Studentenschaften - im Internet wer-

den in großer Anzahl Beratungsleistungen für Studenten angeboten -, Selbst-

verwaltungsorgane der Wirtschaft wie Industrie- und Handelskammern, Hand-

werkskammern und Innungen, Selbstverwaltungsorgane der freien Berufe wie 

Ärztekammern und kassenärztliche Vereinigungen sowie Sozialversicherungs-

träger.  

 

Besonders hervorzuheben, da umfassend anspruchsbegründend, sind die 

Beratungs- bzw. Beistandsleistungen in der Sozialhilfe (§ 8 Abs. 1 und 2 

BSHG), der Schuldner- und Studentenberatung (§ 41 

Hochschulrahmengesetz) und in der Jugendhilfe (SGB VIII). 

 

Ein Verweis auf die auskunftspflichtige Stelle kann zur Gewährleistung des ef-

fektiven Rechtsschutzes jedoch dann ausgeschlossen sein, wenn der Recht-

suchende im Einzelfall gerade vor dieser Schutz sucht. Insoweit kann Bera-

tungshilfe zu gewähren sein, wenn ein Interessenkonflikt besteht, das Verhal-

ten der Behörde in der Vergangenheit fehlerhaft war oder sonst die Besorgnis 

der Befangenheit begründet ist (zum Meinungsstand in der Literatur vgl. 

Kalthoener/Büttner/Wrobel-Sachs, a.a.O., Rn 946). In diesem Fall lassen auch 

wiederholte Anfragen bei der auskunftspflichtigen Stelle nicht den erforderli-

chen Rechtsschutz erwarten. Dieser Ausschluss kann jedoch nur im Rahmen 

der Einzelfallprüfung erfolgen. Grundsätzlich erscheinen Auskunftsansprüche 

gegen mit Spezialkenntnissen ausgestattete Behörden geeignet, in einem 

nicht unerheblichen Teil der Angelegenheiten sachkundigen Rat zu bieten.     
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- Informationsmaterialien und Datenbanken, welche durch öffentliche Stellen zur 

Verfügung gestellt werden: 

Öffentliche Stellen gehen vermehrt dazu über, durch Informationsbroschüren 

oder Datenbanken allgemeine Ratschläge für verschiedene Lebenslagen zu 

erteilen. Derartige Informationstätigkeit fällt nicht unter das Rechtsberatungs-

gesetz, da keine einzelfallbezogene Auskunft stattfindet. Dennoch bieten diese 

Materialien und Datenbanken aufgrund ihrer teilweise sehr tiefgehenden Be-

fassung mit einem Thema auch in Einzelfällen hinreichende Hinweise zur Lö-

sung der konkreten Problematik. Sie können durch die Aufnahme in eine Liste 

zu anderen Hilfemöglichkeiten im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 2 BerHG stärker in 

das Bewusstsein von Rechtsuchendem und Rechtspflegern gerückt werden. 

 

- Leistungen der öffentlich geförderten Verbraucherzentralen im Rahmen ihres 

Aufgabenbereichs: 

Nach Art. 1 § 3 Nr. 8 RBerG dürfen derzeit nur öffentlich geförderte Verbrau-

cherzentralen Rechtsberatungsleistungen erbringen, nicht jedoch sonstige 

Verbraucherverbände. Ein Link auf die im jeweiligen Bundesland angesiedel-

ten Zentralen ist auf der Internetseite www.verbraucherzentrale.info/index.php

zu finden. Neben persönlicher Beratung bieten die Verbraucherzentralen auch 

telefonische Beratung an. Im Zeitalter des elektronischen Nachrichtenver-

kehrs, der jedoch auch postalische oder telefonische Informationsübermittlung 

nicht ausschließt, kann es dem Rechtsuchenden gegebenenfalls auch zuge-

mutet werden, einen anderen Übermittlungsweg zu wählen, wenn die persön-

liche Vorstellung mit Hindernissen behaftet ist. Zumeist wird es sich bei Bera-

tungen, welche durch Verbraucherzentralen erbracht werden, nicht um solche 

handeln, welche die Kenntnisnahme umfangreicher schriftlicher Vorgänge er-

fordern. Im Einzelfall können allerdings z.B. Schwierigkeiten, die Beratungs-

stelle örtlich zu erreichen, zur Unzumutbarkeit dieser anderen Hilfemöglichkeit 

führen.    

 

- Leistungen der Genossenschaften und deren Organisationen, deren Mitglied 

der Rechtsuchende ist, im Rahmen ihres Aufgabenbereiches: 

Genossenschaften und deren Organisationen dürfen gemäß Art. 1 § 3 Nr. 7 

RBerG rechtsbesorgend für ihre Mitglieder tätig werden, wenn die Rechtssa-
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che ihren Aufgabenbereich, welcher sich aus der Satzung ergibt, betrifft (Lin-

demann in Trenk-Hinterberger a.a.O. § 1 Rn 25).  

 

- Leistungen berufsständischer Vereinigungen wie Berufsverbänden, Berufs-

kammern, Gewerkschaften, Arbeitgeberverbänden und Fachverbänden, deren 

Mitglied der Rechtssuchende ist, im Rahmen ihrer Angelegenheiten und 

 

- Leistungen berufsstandsähnlicher Vereinigungen wie Haus- und Grundbesit-

zervereinen oder Mietervereinen, deren Mitglied der Rechtsuchende ist, im 

Rahmen ihrer Angelegenheiten:  

Die Zulässigkeit der Rechtsberatung ergibt sich aus Art. 1 § 7 RBerG. Berufs-

ständisch ist der Zusammenschluss von Angehörigen eines Berufs bzw. Be-

rufszweiges oder eines Wirtschaftszweiges zur Förderung und Vertretung ihrer 

gemeinsamen Interessen auf fachlichem, beruflichem, wirtschaftspolitischem 

und geistigem Gebiet (Kleine-Cosack, Kommentar zum Rechtsberatungsge-

setz, 2004, III Art. 1 § 7 Rn 14). Eine berufsstandsähnliche Grundlage hat eine 

sonstige Vereinigung, die zur Wahrnehmung der gleichen oder ähnlichen wirt-

schaftlichen oder sozialen Interessen ihrer Mitglieder gebildet worden ist (Klei-

ne-Cosack, a.a.O., III Art. 1 § 7 Rn 19). In beiden Fällen dürfen weder Allge-

meininteressen noch Einzelinteressen eines Mitgliedes im Vordergrund ste-

hen. Allerdings schließt dies die mittelbare Förderung einzelner Mitglieder 

nicht aus (Kleine-Cosack, a.a.O., III Art. 1 § 7 Rn 15).  

 

- Leistungen von Organisationen, Vereinen, Verbänden und sozialen Einrich-

tungen der allgemeinen oder besonderen Lebenshilfe wie Kinder- und Ju-

gendschutzverbände oder Opfer- und Straffälligenhilfevereine, soweit diese 

befugt sind, die erforderliche Unterstützung zu erbringen: 

Auch die karitativen Zwecken dienenden Möglichkeiten der Rechtsberatung  

können einen erheblichen Teil der erforderlichen Beratung und Betreuung ins-

besondere sozial schwacher Schichten abdecken. Hinzuweisen ist hier z.B. 

auf die Opferhilfevereine, welche z.B. auch die Vorbereitung und Begleitung 

eines geschädigten Zeugen im Strafprozess übernehmen. Zu beachten ist im 

Einzelfall, ob die jeweils benötigte Beratung nach dem Rechtsberatungsgesetz 

zulässig ist (vgl. Kleine-Cosack, a.a.O., III Art. 1 § 1 Rn 88 ff.). Zumeist sollte 
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die Zulässigkeit unter den Gesichtspunkten, im Schwerpunkt wird keine Be-

sorgung rechtlicher sondern wirtschaftlicher Belange angeboten bzw. es liege 

eine reine Hilfstätigkeit, nicht eine gestaltende Beratungs- und Besorgungstä-

tigkeit vor, zu bejahen sein.   

 

bb) 
Das den Anspruch auf Beratungshilfe nach Absatz 1 Nr. 3 ausschließende Merkmal 

der Mutwilligkeit wird in dem neu angefügten Absatz 4 konkretisiert. Dies entspricht 

der Konkretisierung des Absatzes 1 Nr. 1 durch Absatz 2. 

 

Inhaltlich beschränkt sich die Konkretisierung auf den Vergleich des bedürftigen 

Rechtsuchenden mit dem verständigen Selbstzahler. Soweit der letztgenannte auf 

eigene Kosten Rat und Hilfe eines Rechtsanwalts in Anspruch nehmen würde, muss 

dies grundsätzlich auch dem bedürftigen Rechtsuchenden ermöglicht werden. Die 

Formulierung des neuen Absatzes lehnt sich dabei an § 114 Abs. 2 Satz 1 ZPO in 

der Fassung des Prozesskostenhilfebegrenzungsgesetzes an. Nicht übernommen 

wird dagegen dessen nähere Konkretisierung durch § 114 Abs. 2 Satz 2 ZPO in der 

Fassung des Prozesskostenhilfebegrenzungsgesetzes, da die Erfolgsaussichten der 

Rechtswahrnehmung und die Aussicht auf Durchsetzung der Rechtsposition des 

Rechtsuchenden im Rahmen der Bewilligung der Beratungshilfe vor Durchführung 

der Beratung häufig nicht geprüft werden können. Dabei ist zu beachten, dass der 

Mutwillen wie schon jetzt (vgl. Kalthoener/Büttner/Wrobel-Sachs, a.a.O., Rn 957) 

stets personenbezogen festzustellen ist, um eine Benachteiligung sozial schwacher 

oder weniger ausgebildeter Personen zu vermeiden. 

 

Von einer näheren Konkretisierung durch die Aufnahme von Regelbeispielen in den 

Gesetzestext ist abzusehen, da diese angesichts des weiten Anwendungsbereichs 

und der Vielgestaltigkeit der Beratungshilfe notwendig nur einen kleinen Teilbereich 

der Mutwilligkeitsfälle abdecken könnten und damit die Anwendung der allgemeinen 

Definition eher erschweren als erleichtern würden. Die allgemeine Definition er-

scheint zudem hinreichend konkret, um in jedem Einzelfall zu angemessenen Ergeb-

nissen zu gelangen.  
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Die allgemeine Definition bestätigt zunächst den Ausschluss des Anspruchs auf Be-

ratungshilfe in den bereits von der Rechtsprechung entschiedenen Fällen und er-

möglicht deren sinnvolle Fortentwicklung: 

 

- Mutwillig ist danach die mehrfache Inanspruchnahme von Beratungshilfe in 

derselben Angelegenheit (vgl. AG Coburg, JurBüro 1987, 609), da ein ver-

ständiger Selbstzahler regelmäßig die Kosten für die Inanspruchnahme eines 

Rechtsanwalts nicht mehrfach aufwendet, um die Auskunft des einen durch 

den anderen überprüfen zu lassen. 

 

- Mutwillig ist die Inanspruchnahme von Beratungshilfe des Weiteren in Fällen, 

in denen sich der Rechtsuchende selbst helfen oder den Rat anderer erlangen 

kann. Bestehen in einer Angelegenheit andere zumutbare Hilfemöglichkeiten, 

wird der Anspruch auf Beratungshilfe bereits nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 BerHG 

ausgeschlossen sein; kann der Rechtsuchende seine Rechte nach anwaltli-

cher Beratung selbst wahrnehmen, wird nach § 2 Abs. 1 BerHG die Gewäh-

rung von Beratungshilfe durch Vertretung nicht erforderlich sein (AG Konstanz, 

NJW-RR 2007, 209, 211). Soweit der Anspruch auf Beratungshilfe nicht be-

reits nach diesen Vorschriften ausgeschlossen ist, kann die Inanspruchnahme 

der Beratungshilfe aber mutwillig sein, wenn ein verständiger Selbstzahler je-

denfalls in einem ersten Schritt zur Vermeidung unnötiger Kosten seine Rech-

te selbst wahrnehmen würde. Dies gilt beispielsweise für die Anmahnung bis-

lang unbestrittener Forderungen (vgl. AG Geldern, JurBüro 1987, 143).  

 

- Mutwillig ist außerdem regelmäßig das Unterlassen einer Nachfrage bei Ver-

waltungsbehörden vor Inanspruchnahme anwaltlicher Beratung (vgl. hierzu 

BVerfG, Beschluss v. 12.06.2007, -1 BvR 1014/07-, RPfleger 2007, 552, 553). 

Ein verständiger Selbstzahler wird nicht die Kosten einer anwaltlichen Bera-

tung aufwenden, wenn er die von ihm benötigte Auskunft unentgeltlich bei ei-

ner Verwaltungsbehörde erlangen kann. Hier mag der Anspruch auf Gewäh-

rung von Beratungshilfe bereits im Einzelfall nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 BerHG 

ausgeschlossen sein, wenn die Inanspruchnahme der Beratung durch eine 

Verwaltungsbehörde eine zumutbare andere Hilfemöglichkeit darstellt. Dar-

über hinaus besteht aber Raum für die Prüfung der Mutwilligkeit, wenn der 
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Rechtsuchende beispielsweise zunächst in Erfahrung bringen muss, welche 

Verwaltungsbehörde für sein Anliegen zuständig ist (vgl. AG Northeim, Rpfl. 

1991, 24). 

 

- Mutwillig ist regelmäßig die Inanspruchnahme von Beratungshilfe zu dem 

Zweck des Aushandelns einer Stundung oder einer Ratenzahlungsvereinba-

rung mit dem Gläubiger (vgl. AG Warburg, JurBüro 1985, 594). Auch hier kann 

der Anspruch auf Gewährung von Beratungshilfe im Einzelfall bereits mit dem 

Hinweis auf die rein wirtschaftliche Natur der Angelegenheit versagt werden. 

Soweit indessen rechtliche Fragestellungen nicht völlig ausgeschlossen wer-

den können, beispielsweise hinsichtlich der Vollstreckungsmöglichkeiten des 

Gläubigers, ist allerdings ergänzend zu prüfen, ob sich ein verständiger 

Selbstzahler für die Verhandlungen mit dem Gläubiger eines Rechtsanwalts 

bedienen oder ob er diese kostengünstiger selbst führen würde. 

 

- Mutwillig ist vor diesem Hintergrund regelmäßig auch die Inanspruchnahme 

von Beratungshilfe in Fällen, in denen die Hilfsbedürftigkeit des Antragstellers 

nicht durch seine Rechtsunkenntnis, sondern durch andere Defizite verursacht 

wird, wie zum Beispiel Sprachunkenntnisse oder eine Schreib- bzw. Lese-

schwäche. Erschöpft sich die Hilfsbedürftigkeit des Antragstellers in Schreib-, 

Lese- oder Verständigungsschwierigkeiten, wird regelmäßig der Anwendungs-

bereich der Beratungshilfe schon gar nicht eröffnet sein, da keine Hilfe bei der 

Wahrnehmung von Rechten, sondern allgemeine Lebenshilfe begehrt wird 

(vgl. BVerfG, Beschluss v. 12.06.2007, -1 BvR 1014/07-, RPfleger 2007, 552, 

553 unter Zitierung von AG Koblenz, RPfl. 1997, 220; des. JurBüro 1995, 

367). Auch hier sind allerdings Fallgestaltungen denkbar, in denen rechtliche 

Fragestellungen zu berücksichtigen sind, ohne dass sich ein Selbstzahler ver-

anlasst sähe, deshalb eine kostenpflichtige anwaltliche Beratung in Anspruch 

zu nehmen, so dass die Inanspruchnahme von Beratungshilfe mutwillig er-

scheint. 

 

Darüber hinaus lassen sich aus dem Vergleich mit dem verständigen Selbstzahler 

weitere Fallgestaltungen der Mutwilligkeit ableiten: 
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- Da ein verständiger Selbstzahler regelmäßig weder bereit noch in der Lage 

sein wird, sämtliche rechtlichen Fragestellungen des Alltags durch eine kos-

tenpflichtige anwaltliche Beratung abklären zu lassen, wird man die Inan-

spruchnahme von Beratungshilfe für den Abschluss von Verträgen über den 

Erwerb von Gütern (Haushaltsgeräte, Möbel, Kraftfahrzeug) oder Leistungen 

(Wasser, Strom, Telefon) als mutwillig ansehen müssen. Gleiches gilt für an-

dere Fälle der präventiven Rechtsberatung, etwa über die geplante Teilnahme 

an einer Demonstration. 

 

- Mutwillig handelt auch, wer nach erfolgter Beratung die Vertretung durch einen 

Rechtsanwalt in Anspruch nimmt, obwohl die von ihm beabsichtigte Rechts-

verfolgung oder Rechtsverteidigung nach dem Ergebnis der Beratung keinen 

Erfolg hat. In diesen Fällen wird ein vernünftiger Selbstzahler kein Geld für die 

Inanspruchnahme eines Rechtsanwalts aufwenden, da er weder mit einem 

Obsiegen in der Sache noch mit einem Kostenerstattungsanspruch gegen den 

Gegner rechnen kann. 

 

- Mutwillig ist danach auch die Inanspruchnahme von Beratungshilfe zur Klä-

rung möglicher Rechtsansprüche ins Blaue hinein. Ein verständiger Selbstzah-

ler wird im Zweifel nicht allein schon aufgrund der Erkenntnis, dass Nebenkos-

ten- oder Telefonabrechnungen häufig fehlerhaft sind, einen Rechtsanwalt mit 

der Überprüfung seiner eigenen Nebenkosten- oder Telefonabrechnung be-

auftragen. Von einem bedürftigen Rechtsuchenden kann daher grundsätzlich 

erwartet werden, dass er den Sachverhalt zunächst selbständig aufgeklärt, bis 

konkrete Anzeichen für eine Rechtsbeeinträchtigung vorliegen. 

 

- Schließlich kommt die Annahme der Mutwilligkeit in Betracht, wenn ein ver-

ständiger Selbstzahler wegen eines Missverhältnisses zwischen dem Wert der 

Angelegenheit und den Kosten der anwaltlichen Beratung oder Vertretung auf 

die Konsultation eines Rechtsanwalts verzichten würde. Dies gilt regelmäßig 

für die Geltendmachung von Forderungen, deren Wert erkennbar unter den 

Kosten für die Beratung oder Vertretung eines Rechtsanwalts liegt. Etwas an-

deres dürfte nur gelten, wenn der Rechtsuchende im konkreten Fall sicher an-

nehmen dürfte, die anfallenden Kosten vom Gegner erstattet zu bekommen; 
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hier mag im Einzelfall auch ein Selbstzahler die Kosten der Inanspruchnahme 

eines Rechtsanwalts zur Wahrnehmung seiner Rechte in Kauf nehmen.  

 

Zu Nummer 2  (§ 2 Abs. 1 BerHG-E) 

 
Nach § 2 Abs. 1 BerHG darf der Rechtsanwalt die Vertretung des Rechtsuchenden  

auf Kosten der Landeskasse nur dann übernehmen, wenn und soweit sie erforderlich 

ist. Konkrete Voraussetzungen, wann eine Vertretung tatsächlich erforderlich sein 

soll, benennt das Gesetz bisher nicht. Um eine Klarstellung sowohl für die Tätigkeits-

entfaltung des Rechtsanwaltes als auch für die nachträgliche Überprüfungspflicht 

anlässlich des Vergütungsfestsetzungsverfahrens zu schaffen (vgl. zu Nummer 4 

Buchstabe a) (§ 6 Abs. 1 BerHG-E)), ist eine schärfere rechtliche und tatsächliche 

Konturierung des gesetzlichen Tatbestandsmerkmals der Erforderlichkeit geboten.  

 

§ 2 Abs. 1 Satz 2 BerHG-E definiert die Erforderlichkeit einer Vertretung nach dem 

Verhältnis der persönlichen Fähigkeiten des Rechtsuchenden und der Schwierigkeit 

der Rechtslage. Nur dann, wenn der Rechtsuchende wegen der rechtlichen Schwie-

rigkeiten des Lebenssachverhaltes auch nach anwaltlicher Beratung nicht in der La-

ge ist, seine Angelegenheiten selbst zu regeln, besteht die Beratungshilfe auch in der 

Vertretung (so auch AG Konstanz, NJW-RR 2007, 209, 211; AG Koblenz, FamRZ 

1998, 1038). Beurteilungszeitpunkt dafür ist der Abschluss des anwaltlichen Bera-

tungsgesprächs. Mit der Gesetzesänderung soll eindeutig klargestellt werden, dass 

nicht jedes - im Rahmen der nicht mutwilligen Rechtswahrnehmung zulässige - Be-

dürfnis nach anwaltlicher Beratung mit einem Bedürfnis nach anwaltlicher Vertretung 

gleichgesetzt wird. Vielmehr gilt die anwaltliche Tätigkeit im Rahmen einer Vertretung 

des Rechtsuchenden als ultima ratio im Beratungshilfegesetz. Als Konsequenz für 

die Rechtsanwendung ergibt sich daraus, dass im Einzelfall geprüft werden muss, ob 

nicht nur eine Beratung, sondern auch eine darüber hinausgehende Vertretung durch 

den Rechtsanwalt gegenüber Dritten - nach außen - erforderlich war (dazu zählen 

etwa das Anfertigen von Schreiben, telefonische Kontaktaufnahmen, Vorsprachen, 

Vertragsentwürfe, vgl. Schoreit/Dehn, a.a.O., § 2 Rn 10; Kalthoener/Büttner/ Wrobel-

Sachs, a.a.O., Rn 967).  
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Der Umfang der von der Landeskasse zu vergütenden Tätigkeit des Rechtsanwaltes 

wird zum einen vom Schwierigkeitsgrad der Rechtsangelegenheit und zum anderen 

von den individuellen Fähigkeiten des Rechtsuchenden bestimmt. In besonderem 

Maße wird der Stand der Ausbildung (Realschulabschluss, Abitur, Studium und Aus-

bildung) von Bedeutung sein wie auch fehlende oder zumindest mangelnde allge-

meine Kenntnisse. Aus dieser persönlichen Komponente in Abwägung zu Komplexi-

tät und juristischem Schwierigkeitsgrad des Lebenssachverhaltes ergeben sich die 

Anforderungen, die im jeweiligen Einzelfall an eine über die bloße Beratungshilfe 

durch Beratung hinausgehende Tätigkeit des Rechtsanwaltes gestellt werden müs-

sen. Insoweit ergibt sich, dass ein angemessenes Ergebnis hier nur einzelfallbezo-

gen unter Heranziehung sowohl objektiver als auch subjektiver Kriterien gefunden 

werden kann. Allgemein auf die Fähigkeiten eines durchschnittlichen Rechtsuchen-

den abzustellen, würde der vorliegenden Problematik nicht gerecht werden. Vorran-

gig geht es um die individuelle Fähigkeit zur Selbstvertretung, die bei dem einzelnen 

Rechtsuchenden geringer oder im Einzelfall auch stärker ausgeprägt sein kann 

(Kalthoener/Büttner/Wrobel-Sachs, a.a.O., Rn 968). 

 

Der Beurteilungszeitpunkt dafür, wann im Einzelfall tatsächlich von einer Erforder-

lichkeit der Beratungshilfe durch Vertretung auszugehen ist, ist der Zeitpunkt nach 

der erfolgten anwaltlichen Beratung. Ein ausdrücklicher Hinweis darauf wurde in den 

Gesetzestext aufgenommen, um eine deutliche Abgrenzung zu den Fällen einer 

mutwilligen Rechtswahrnehmung gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 3 BerHG zu vollziehen. Hier 

geht es - im Unterschied zur mutwilligen Rechtswahrnehmung - darum, dass Bera-

tungsbedarf für den Rechtsuchenden durch einen Rechtsanwalt gerade bestand und 

sich die Erforderlichkeitsprüfung damit auf die reine Vertretungstätigkeit beschränken 

muss.  

 

Vor diesem Hintergrund sind einfache Sachverhalte ohne rechtliche Schwierigkeiten 

denkbar, in denen es einem Rechtsuchenden nach entsprechender Beratung durch 

den Rechtsanwalt durchaus zuzumuten ist, für eine Problemlösung eigenverantwort-

lich tätig zu werden. Ein rechtliches Problem ist in diesen Fällen nicht erkennbar, so 

dass die Hilfebedürftigkeit des Rechtsuchenden gerade nicht aus Rechtsunkenntnis 

resultiert. Eine Lese- und Schreibhilfe bzw. eine Dolmetschertätigkeit des Rechtsan-

walts soll über die Beratungshilfe keinesfalls gewährt werden. Eine andere Sichtwei-
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se widerspräche dem Grundsatz, dass durch die Beratungshilfe allein eine Gleich-

stellung des wirtschaftlich schlechter gestellten Bürgers mit dem Selbstzahler erfol-

gen soll, jedoch keine Besserstellung (AG Konstanz, a.a.O.). Soweit lediglich Formu-

lierungsschwierigkeiten sowie Defizite im Sprachgebrauch im Raum stehen, wäre die 

Annahme lebensfremd, ein Selbstzahler würde sich zum Ausgleich anwaltlicher Hilfe 

bedienen. Insoweit kann sich diese Problematik der allgemeinen Lebenshilfe durch 

den Rechtsanwalt bereits im Rahmen der Beratungshilfe durch die Beratung selbst 

unter dem Aspekt der Mutwilligkeit stellen. Das schließt aber nicht aus, dass ebenso 

Fälle denkbar sind, die zunächst einer Beratungshilfe durch Beratung bedürfen, in 

denen sich in der Beratung selbst aber herausstellt, dass einfache Tatsachenmittei-

lungen zur Rechtswahrnehmung ausreichen würden. Solche muss der Rechtsuchen-

de dann allein bewältigen. Das betrifft insbesondere die Einlegung eines Widerspru-

ches / Einspruches ohne juristische Begründung, wenn feststeht, dass der Sachver-

halt jeweils vor der zu treffenden Entscheidung umfassend von Amts wegen geprüft 

wird. In diesen Kontext ist in der Regel auch die Ratenzahlungsvereinbarung einzu-

ordnen. Sie betrifft lediglich Tatsachenmitteilungen einfacherer Natur, wie etwa die 

Bereitschaft, eine Geldschuld zu erfüllen, verbunden mit dem Angebot, dies nur in 

Raten in bestimmter Höhe leisten zu können. Nach einem ausführlichen Beratungs-

gespräch bedarf es für ein solches Schreiben keiner besonderen Kenntnisse mehr, 

so dass es zumutbar sein kann, dies dem Rechtsuchenden selbst zu überlassen. 

Von der Beratungshilfe durch Vertretung nicht erfasst sind ferner auch die Fälle, in 

denen vom Rechtsanwalt im Beratungsgespräch eine überwiegende Wahrscheinlich-

keit prognostiziert wird, dass eine Rechtswahrnehmung keine Aussicht auf Erfolg 

haben wird. Insoweit ist es dem Rechtsuchenden zuzumuten, sollte er dennoch ver-

suchen wollen, seine vermeintlichen Rechte durchzusetzen, dies in Eigeninitiative zu 

tun. Andernfalls wäre die Grenze zur mutwilligen bzw. missbräuchlichen Rechts-

wahrnehmung schon erreicht.  

 

Zu Nummer 3  (§ 4 BerHG-E) 

 

In dem neu gefassten und ergänzten Absatz 2 und dem neuen Absatz 3 des § 4 

BerHG erfolgt eine Anpassung des Inhalts des Beratungshilfeantrages und der auf 

die persönlichen und wirtschaftlichen Voraussetzungen des Rechtsuchenden bezo-
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genen Aufklärungsbefugnisse des Gerichts an die entsprechenden Regelungen der 

Zivilprozessordnung zur Prozesskostenhilfe in der Fassung des Entwurfs eines Pro-

zesskostenhilfebegrenzungsgesetzes (BT-Drs. 16/1994). Zudem wird in Absatz 1 

Satz 5 und 6 bestimmt, dass der Beratungshilfeantrag grundsätzlich vor Beginn der 

Beratungshilfe zu stellen ist. 

 

Im Einzelnen: 

 

Absatz 2 regelt Form, Inhalt und Zeitpunkt des Beratungshilfeantrages. Satz 1 und 2 

bleiben unverändert.  

 

Der neue Satz 3 entspricht § 117 Abs. 2 Satz 1 ZPO. Die Beifügung einer Erklärung 

des Rechtsuchenden über seine persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse er-

leichtert, wie aus der Praxis des Prozesskostenhilfebewilligungsverfahrens bekannt 

ist, die Prüfung der persönlichen und wirtschaftlichen Voraussetzungen (hier: der Be-

ratungshilfe) durch den Rechtspfleger wesentlich. Dem Rechtsuchenden wird zudem 

durch die Ausfüllung des Formulars (vgl. hierzu unten zu Nummer 6 (§ 11 BerHG-E)) 

verdeutlicht, welcher Angaben und Belege es in Bezug auf seine persönlichen und 

wirtschaftlichen Verhältnisse bedarf. Aufforderungen zu ergänzenden Angaben und 

zur Vorlage von Belegen durch den Rechtspfleger werden hierdurch in erheblichem 

Umfang entbehrlich. Durch die Parallelität der neuen Regelung zur Prozesskostenhil-

fe wird das Beratungshilferecht schließlich anwenderfreundlicher gestaltet. 

 

Der neue Satz 4 entspricht § 117 Abs. 2 Satz 3 ZPO in der Fassung des Entwurfs 

eines Prozesskostenhilfebegrenzungsgesetzes (BT-Drs. 16/1994). Er gibt dem 

Rechtsuchenden auf, sich im Antrag darüber zu erklären, ob er in das Einholen von 

Auskünften durch das Gericht gemäß Absatz 3 Satz 3 einwilligt.  

 

Die neuen Sätze 5 und 6 führen, mit Ausnahme einer Antragstellung nach Gewäh-

rung von Beratungshilfe in einer anwaltlichen Beratungsstelle gemäß § 3 Abs. 1 

BerHG, eine Pflicht zur Antragstellung vor Gewährung der Beratungshilfe ein.  

 

Die bisher gemäß § 4 Abs. 2 Satz 4 BerHG gegebene Möglichkeit der nachträglichen 

Antragstellung ist eine wesentliche Ursache für die hohen Kosten im Bereich der Be-
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ratungshilfe. Sie erschwert es dem Rechtspfleger, den Antrag mit der Begründung 

zurückzuweisen, dass er entweder die Rechtsauskunft selbst gemäß § 3 Abs. 2 

BerHG gegeben hätte oder dass er den Rechtsuchenden auf eine andere Hilfemög-

lichkeit im Sinne von § 1 Abs. 1 Nr. 2 BerHG verwiesen hätte.  Zudem birgt sie die 

Gefahr einer - in der Sache nicht gerechtfertigten - Erhöhung der Gesamtzahl an Be-

ratungshilfeanträgen (s.o. A. II. 2) a)).  

 

Diesen nicht akzeptablen Zusammenhängen kann wirksam nur durch eine grund-

sätzliche Abschaffung der Möglichkeit der nachträglichen Antragstellung begegnet 

werden (der ursprüngliche Regierungsentwurf des Beratungshilfegesetzes (BT-Drs. 

8/3311) sah - von Eilfällen abgesehen - ebenfalls keine nachträgliche Antragstellung 

vor, vgl. § 10 BerHG-E, BT-Drs. 8/3311, S. 6, 15). Eine - wie auch sonst bei Sozial-

leistungen - grundsätzlich erforderliche Antragstellung vor Gewährung der Bera-

tungshilfe zwingt den Rechtsuchenden dazu, vorab entweder das zuständige Amts-

gericht persönlich aufzusuchen und die Bewilligung von Beratungshilfe mündlich zu 

beantragen oder einen schriftlichen Antrag zu stellen. Dabei ist davon auszugehen, 

dass ein erheblicher Anteil der Rechtsuchenden, die derzeit von der nachträglichen 

schriftlichen Antragstellung Gebrauch machen, künftig vorab das zuständige Amtsge-

richt persönlich aufsuchen und Beratungshilfe mündlich beantragen werden. Viele 

der Beratungshilfe erteilenden Rechtsanwälte werden den Sachverhalt unter arbeits-

ökonomischen und Kostengesichtspunkten nicht mehrfach bearbeiten wollen, näm-

lich beim erstmaligen Erscheinen des Rechtsuchenden zur Formulierung eines 

schriftlichen Beratungshilfeantrages und sodann zu einem späteren Zeitpunkt noch 

einmal nach erfolgter Bewilligung der Beratungshilfe. Stattdessen werden sie den 

Rechtsuchenden künftig vermehrt zunächst zur mündlichen Antragstellung an das 

Amtsgericht verweisen, um vor gründlicher Befassung mit dem Sachverhalt für sich 

und den künftigen Mandanten Kostensicherheit zu erhalten. 

 

Das persönliche Aufsuchen der Rechtsantragsstelle durch den Rechtsuchenden er-

öffnet dem sachbearbeitenden Rechtspfleger in geeigneten Fällen die Möglichkeit, 

den Hilfsbedürftigen rechtzeitig auf andere und in der Regel kostengünstigere Hilfe-

möglichkeiten im Sinne von § 1 Abs. 1 Nr. 2 BerHG hinzuweisen oder die Beratungs-

hilfe selbst zu gewähren (§ 3 Abs. 2 BerHG). Bei einer persönlichen Vorsprache kann 

sich der Rechtspfleger zudem ein eigenes Bild von den intellektuellen Fähigkeiten 
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des Rechtsuchenden und dem in manchen Fällen hieraus folgenden Erfordernis ei-

ner Beratungshilfe machen. Die Erfahrungen der Praxis zeigen, dass das vorab er-

folgende Gespräch mit dem Rechtspfleger von den Rechtsuchenden keineswegs als 

geringwertigere Alternative empfunden wird. Vielmehr wird von zahlreichen Fällen 

berichtet, in denen sich ihr Anliegen aufgrund unmittelbarer Erteilung der Beratungs-

hilfe durch den Rechtspfleger selbst oder nach Hinweis auf eine dem Rechtsuchen-

den bisher nicht bekannte andere und kostengünstigere Hilfemöglichkeit zu ihrer vol-

len Zufriedenheit erledigt hat. 

 

Die vorab erfolgende Antragstellung fördert zudem die erforderliche, exakte Prüfung 

sämtlicher Beratungshilfevoraussetzungen. Der Bearbeiter erliegt von vorneherein 

nicht der Versuchung, einen vorbereiteten Antrag in Anbetracht der bereits erfolgten 

anwaltlichen Beratung ohne weitere oder jedenfalls ohne hinreichend genaue Prü-

fung „abzuhaken“. Auch berichtet die gerichtliche Praxis, dass bei vorheriger Antrag-

stellung bei den Rechtsuchenden eine große Bereitschaft zur Mitarbeit und zügigen 

Einreichung von Unterlagen besteht. Bei nachträglicher Bewilligung sinke die Mitwir-

kungsbereitschaft dagegen erheblich. 

 

Einer vorab erfolgenden, exakten Prüfung der Voraussetzungen der Beratungshilfe 

kommt in Bezug auf übereilte bzw. unbegründete Anträge eine erhebliche präventive 

Wirkung zu. Dies gilt zum Einen in Bezug auf die generelle Erwartung, eine vorab 

gewährte Beratungshilfe werde unter Vertrauensschutzgesichtspunkten nachträglich 

ohne gründliche Prüfung schon bewilligt werden. Zum Anderen wirkt eine vorab er-

folgende genaue Prüfung der unzulässigen Aufteilung einer „Angelegenheit“ in meh-

rere separat zu vergütende „Angelegenheiten“ entgegen, wenn zu erwarten ist, dass 

der Rechtspfleger anlässlich eines erneuten Antrages - vorzugsweise elektronisch - 

auf das Urkundsregister II und dort eingetragene, dem Antragsteller zu einem frühe-

ren Zeitpunkt erteilte Bewilligungen zugreift und feststellt, in welchen „Angelegenhei-

ten“ dem Antragsteller bereits Beratungshilfe gewährt worden ist.  

 

Das Erfordernis eines vorab zu stellenden Beratungshilfeantrages gewährleistet zu-

dem ein größeres Maß an Rechtssicherheit für Rechtsanwalt und Antragsteller. Im 

Falle einer nachträglichen Antragstellung liegt das Gebührenrisiko beim Rechtsan-

walt. Er hat im Hinblick auf die bereits erbrachte Leistung stets einen Gebührenaus-
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fall zu befürchten, wenn die nachträglich beantragte Beratungshilfe nicht bewilligt 

wird und die Vergütung vom Mandanten angesichts dessen wirtschaftlicher Verhält-

nisse nicht erfolgreich eingefordert werden kann. Umgekehrt muss der Rechtsuchen-

de, der die Beratung in der Erwartung nachträglicher Bewilligung von Beratungshilfe 

in Anspruch genommen hat, befürchten, im Falle der verweigerten Bewilligung doch 

noch persönlich vom Rechtsanwalt in Anspruch genommen zu werden. Demgegen-

über verschafft eine vorab erfolgende Entscheidung sowohl dem Antragsteller als 

auch dem Rechtsanwalt Gewissheit über die Vergütung der Beratungshilfe aus der 

Staatskasse, jedenfalls soweit die Gewährung von Beratungshilfe durch Beratung 

betroffen ist (zum Kostenrisiko bei Gewährung von Beratungshilfe durch Vertretung 

s.o. zu § 2 Abs 1 BerHG-E). 

 

Eine Mehrbelastung des in der Rechtsantragstelle tätigen Personals ist im Ergebnis 

nicht zu befürchten. Zwar findet insofern eine teilweise Verlagerung von Aufgaben 

statt, als die Erfassung des Sachverhaltes nunmehr auch in denjenigen Fällen vom 

Rechtspfleger zu leisten ist, in denen diese Aufgabe bisher vom Rechtsanwalt im 

Rahmen der Vorbereitung der nachträglichen Antragstellung wahrgenommen wurde. 

Eine erhebliche Anzahl der Rechtsuchenden wird im Falle der zwingend notwendi-

gen Vorabbewilligung keinen schriftlichen Antrag auf Beratungshilfe stellen, sondern 

das Amtsgericht persönlich aufsuchen und dort einen Antrag zu Protokoll geben 

(s.o.). Hierdurch entsteht im Bereich der tatsächlich gestellten Anträge ein gewisser 

Mehraufwand. Dieser Mehrbelastung steht jedoch eine erhebliche Entlastung gegen-

über. Aufwändige Zwischenverfügungen und Nachbearbeitungen von unsorgfältig 

oder unvollständig ausgefüllten Anträgen, die in der Praxis häufig beklagt werden, 

entfallen ebenso wie die hierdurch verursachten Verzögerungen und die Notwendig-

keit wiederholter Vorlagen in ein- und derselben Beratungshilfeangelegenheit. Die 

von der Bund-Länder-Arbeitsgruppe "Begrenzung der Ausgaben für die Beratungshil-

fe" durchgeführte Datenerhebung hat ergeben, dass die Zahl der wiederholten Vorla-

gen wegen fehlender Belege im Bereich der schriftlichen Anträge wesentlich höher 

ist als im Bereich der mündlichen Vorab-Anträge. Die Behauptung, schriftliche, ins-

besondere anwaltliche Anträge würden besser vorbereitet und erforderten daher ei-

nen geringeren Bearbeitungsaufwand, trifft somit nicht zu. Schriftliche Anträge verur-

sachen im Gegenteil, soweit die Anzahl der wiederholten Vorlagen wegen fehlender 
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Belege betroffen ist, sogar einen erheblich größeren Aufwand als mündliche Vorab-

Anträge.  

 

Mit der Pflicht zur Antragstellung vor der Inanspruchnahme von Beratungshilfe soll 

zudem übereilten, unbegründeten Beratungshilfeanträgen vorgebeugt werden (s.o.). 

Sie zielt damit auf eine Verringerung der Antragszahlen insgesamt bzw. auf eine 

Vereinfachung der Antragserledigung z.B. im Wege kurzer Standardauskünfte der 

erfahrenen Rechtspfleger und durch Hinweise auf alternative Hilfemöglichkeiten. So 

werden nach der von der Bund-Länder-Arbeitsgruppe "Begrenzung der Ausgaben für 

die Beratungshilfe" durchgeführten Datenerhebung bei mündlichen Vorab-Anträgen  

22,5 % aller Anträge durch eine Sofortauskunft oder einen Hinweis auf eine andere 

Hilfemöglichkeit erledigt. Hierin liegt ein beträchtliches Potenzial zur Reduzierung von 

Aufwand und Kosten für die Beratungshilfe.  

 

Insgesamt bereitet die Bearbeitung eines mündlichen Vorab-Antrages nach der vor-

genannten Datenerhebung einen vergleichbaren Zeitaufwand wie die Bearbeitung 

eines schriftlichen Antrages (rd. 10 Min. je Antrag bei regional sehr unterschiedlichen 

Bearbeitungszeiten). Geht man von einer künftig geringeren Gesamtanzahl von Be-

ratungshilfeanträgen aus (s.o.), wird der Gesamtaufwand im Bereich der Beratungs-

hilfe somit durch die Abschaffung der Möglichkeit der nachträglichen Antragstellung 

erheblich reduziert werden. 

 

Eine Sonderregelung für Eilfälle erscheint nicht erforderlich. In derartigen Situationen 

wird sich der Rechtsuchende - ggf. mit anwaltlicher Hilfe - mit einem Sachantrag di-

rekt an das zuständige Gericht wenden und insoweit Prozesskostenhilfe beantragen. 

Ein Bedarf für die Gewährung von zuvor in der Eilsituation separat von der Vorberei-

tung des Sachantrages in Anspruch genommener Beratungshilfe besteht in solchen 

Fällen nicht. 

 

Eine nachträgliche Antragstellung soll gemäß § 4 Abs. 2 Satz 6 BerHG-E jedoch für 

den Fall möglich bleiben, dass der Rechtsuchende vor Antragstellung die Beratungs-

hilfe einer anwaltlichen Beratungsstelle im Sinne von § 3 Abs. 1 BerHG in Anspruch 

genommen hat. In mehreren Bundesländern wird Beratungshilfe nicht nur durch 

Rechtsanwälte in eigener Praxis, sondern auch durch anwaltliche Beratungsstellen 
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geleistet, die sich zumeist in den Gerichtsgebäuden oder in deren Nähe befinden. 

Der Fortbestand dieser bewährten Beratungsstellen soll nicht gefährdet werden. Die 

anwaltlichen Beratungsstellen sollen weiterhin ihrer Funktion als unmittelbare Anlauf-

stelle für Rechtsuchende gerecht werden können. In diesem Sinne werden sie von 

den Rechtsuchenden auch verstanden und aufgesucht. Diese Funktion der anwaltli-

chen Beratungsstellen würde unterminiert, wenn auch ihr Klientel zunächst an die 

Rechtsantragsstelle des Gerichts verwiesen werden müsste, um sodann zur Gewäh-

rung der eigentlichen Beratungshilfe noch einmal zurückzukehren. Es wäre dann 

nämlich zu befürchten, dass die Rechtsuchenden sich nach Erteilung des Bera-

tungshilfescheins gar nicht mehr an die anwaltliche Beratungsstelle im Gericht, son-

dern an andere Rechtsanwälte wenden würden, wodurch die anwaltlichen Bera-

tungsstellen auf lange Sicht in ihrer Existenz gefährdet werden würden.  

 

Die Ausnahmeregelung des Satzes 6 erfasst sowohl in der anwaltlichen Beratungs-

stelle abschließend bearbeitete Beratungshilfefälle als auch solche Fälle, in denen 

die in der anwaltlichen Beratungsstelle begonnene Beratungshilfe in der Kanzlei des 

beratenden Rechtsanwalts fortgesetzt worden ist (z.B. im Wege der Vertretung des 

Rechtsuchenden). 

 

Die vorgeschlagenen Regelungen in dem neuen Absatz 3 erweitern in Bezug auf die 

persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse des Rechtsuchenden die Aufklä-

rungsmöglichkeiten des Gerichts. Sie entsprechen weitgehend § 118 Abs. 2 Satz 1 

bis 3 und Satz 6 ZPO-E in der Fassung des Entwurfs eines Prozesskostenhilfebe-

grenzungsgesetzes (BT-Drs. 16/1994). Der Entwurf trennt aus Gründen der Über-

sichtlichkeit die (erweiterte) Aufklärung der persönlichen und wirtschaftlichen Ver-

hältnisse des Rechtsuchenden von den in § 4 Abs. 2 BerHG bestimmten Modalitäten 

zu Form, Inhalt und Zeitpunkt des Antrages und regelt sie in dem neuen Absatz 3 

des § 4 BerHG: 

 

Bereits nach geltendem Recht (§ 4 Abs. 2 Satz 3 BerHG) hat der Rechtsuchende 

seine persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse glaubhaft zu machen. Diese 

Regelung wird in den neuen Satz 1 übernommen, jedoch aus Gründen des Gleich-

laufs mit den Regelungen der Prozesskostenhilfe von einem entsprechenden Ver-

langen des Gerichts abhängig gemacht. Zusätzlich wird die Pflicht des Rechtsuchen-
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den zur Versicherung an Eides statt auf Verlangen des Gerichts (§ 118 Abs. 2 Satz 1 

ZPO-E i.d.F. des Entwurfs eines Prozesskostenhilfebegrenzungsgesetzes (a.a.O.)) 

gesetzlich verankert. Die für die Prozesskostenhilfe geltenden Überlegungen sind 

insofern auch für die Beratungshilfe maßgeblich. Sämtliche Maßnahmen und Befug-

nisse dienen der Herbeiführung vollständiger und richtiger Angaben des Rechtsu-

chenden zu seinen persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen. Auf die Versi-

cherung an Eides statt als Mittel der Glaubhaftmachung, das seitens des Gerichts 

eingefordert werden kann, soll ausdrücklich hingewiesen werden, um eine entspre-

chende Praxis in geeigneten Fällen zu fördern. 

 

Satz 2 und 3 entsprechen - mit Ausnahme der Ladung des Rechtsuchenden zur 

mündlichen Erörterung seiner persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse (siehe 

dazu sogleich) - weitgehend § 118 Abs. 2 Satz 2 und 3 ZPO-E i.d.F. des Entwurfs 

eines Prozesskostenhilfebegrenzungsgesetzes. Auf die entsprechende Begründung 

des vorgenannten Gesetzentwurfs wird Bezug genommen (BT-Drs. 16/1994, S. 26). 

Sie gilt uneingeschränkt auch für das Beratungshilferecht. Die Modalitäten der Aus-

kunftsabfrage tragen den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts (Beschluss vom 

13. Juni 2007 - 1 BvR 1550/03, 1 BvR 2357/04, 1 BvR 603/05 -) zur gebotenen Nor-

menklarheit Rechnung, denn § 4 Abs. 3 Satz 3 BerHG-E regelt mit hinreichender Be-

stimmtheit sowohl die zum Abruf berechtigte Stelle ("das Gericht") als auch die Auf-

gaben, denen das Auskunftsersuchen dienen soll (Klärung der persönlichen und 

wirtschaftlichen Voraussetzungen für die Gewährung von Beratungshilfe).  

 

Satz 4 bestimmt als Rechtsfolge der Verweigerung der Einwilligung des Rechtsu-

chenden in die Einholung der in Satz 3 näher beschriebenen Auskünfte die Ableh-

nung der Bewilligung der Beratungshilfe. Er entspricht insofern § 118 Abs. 2 Satz 6  

ZPO-E i.d.F. des Entwurfs eines Prozesskostenhilfebegrenzungsgesetzes. Um ver-

fassungsrechtlichen Bedenken im Hinblick auf das informationelle Selbstbestim-

mungsrecht des Rechtsuchenden und insbesondere im Hinblick auf den Grundsatz 

der Verhältnismäßigkeit Rechnung zu tragen, wird die Rechtsfolge der Ablehnung 

der Bewilligung jedoch auf die Fälle beschränkt, in denen die Einholung der Auskunft 

zur Klärung der persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse des Rechtsuchenden 

erforderlich ist. Die Auskunft bei den in Satz 3 genannten Stellen kann somit nicht in 

jedem Fall, gleichsam auf Vorrat oder auf Verdacht, eingeholt werden, sondern nur, 



- 56 - 

c:\dokumente und einstellungen\hoffmanng.jmnrw\lokale einstellungen\temporary internet files\olk226\gesamtentwurf stand 261007.doc  hoffmanng   Version:26.10.07 17:08:00   Druck:15.11.07 12:23:00 
Seite 56 von 71 

wenn die bisherigen Ermittlungen des Gerichts die Frage der Bedürftigkeit nicht ab-

schließend geklärt haben. In diesen Fällen ist der Rechtsuchende zur weiteren Mit-

wirkung an der Sachaufklärung verpflichtet. Kommt er dieser Pflicht nicht nach oder 

verhindert er sogar die gerichtlichen Ermittlungen, so erscheint es billig, ihm die be-

gehrte Beratungshilfe zu versagen.  

 

Im Massengeschäft der Beratungshilfe soll der Rechtspfleger indes nicht gezwungen 

sein, in Zweifelsfällen stets ein aufwändiges Verfahren zur Tatsachenermittlung ein-

zuleiten. Andernfalls bestünde die Gefahr, dass die laufende Arbeit des Beratungshil-

fedezernats nicht mehr bewältigt werden kann. Von einer vollständigen Übernahme 

der prozesskostenhilferechtlichen Aufklärungsmöglichkeiten, z.B. der Ladung des 

Rechtsuchenden zur mündlichen Erörterung seiner persönlichen und wirtschaftlichen 

Verhältnisse (vgl. § 118 Abs. 2 Satz 2 ZPO-E i.d.F. des Entwurfs eines Prozesskos-

tenhilfebegrenzungsgesetzes), ist daher abzusehen. Dies gilt auch für eine ausdrück-

liche Verpflichtung des Gerichts zur Ablehnung des Antrages, wenn der Rechtsu-

chende seine Angaben über seine persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse 

trotz einer entsprechenden Aufforderung des Gerichts nicht glaubhaft gemacht hat 

(vgl. § 118  Abs. 2  Satz 5 ZPO-E i.d.F. des Entwurfs eines Prozesskostenhilfebe-

grenzungsgesetzes). Sie würde einem - im Massengeschäft der Beratungshilfe sinn-

vollen - Weglegen der Akte wegen Nichtbetreiben des Verfahrens, wie sie durch die 

Vorschriften der Aktenordnung ermöglicht wird, entgegenstehen.  

 

Zu Nummer 4  (§ 6 BerHG-E):

a) (§ 6 Abs. 1 BerHG-E) 
 

Der neu gefasste Absatz 1 des § 6 BerHG stellt die inhaltliche Reichweite des dem 

Rechtsuchenden erteilten Berechtigungsscheines klar. Die Erteilung des Scheines 

durch den Rechtspfleger berechtigt gemäß Satz 1 den Rechtsuchenden uneinge-

schränkt zur Inanspruchnahme von Beratungshilfe durch Beratung. Zur Inanspruch-

nahme von Beratungshilfe durch Vertretung berechtigt sie nur unter der Vorausset-

zung der Erforderlichkeit der Vertretung i.S.v. § 2 Abs. 1. Die Entscheidung, ob eine 

konkret erfolgte Vertretung im Einzelfall tatsächlich erforderlich war, erfolgt gemäß 
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Satz 2 (durch den Rechtspfleger) erst anlässlich des Vergütungsfestsetzungsverfah-

rens. Die Erteilung des Berechtigungsscheines enthält damit noch keine abschlie-

ßende Bewilligung von Beratungshilfe durch Vertretung. 

 

Der Rechtspfleger ist im Bewilligungsverfahren zwar in der Lage, die Voraussetzun-

gen des § 1 BerHG zu prüfen und eine entsprechende Entscheidung zu treffen. Er ist 

jedoch in diesem Stadium vor Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe (zur Abschaffung 

der nachträglichen Antragstellung vgl. oben zu Nummer 3 (§ 4 Absatz 2 BerHG-E)) 

regelmäßig nicht zur Beurteilung in der Lage, ob die bloße Beratung durch einen 

Rechtsanwalt ausreichend oder auch eine anwaltliche Vertretung erforderlich sein 

wird (vgl. LG Aachen, AnwBl 1997, 293, 293). Mit Rücksicht darauf kann die Erfor-

derlichkeit einer anwaltlichen Vertretung erst nachträglich abschließend überprüft 

werden (AG Konstanz, NJW-RR 2007, 209, 211 m.w.N.).  

 

Teilweise wird dagegen eingewandt, dass dem Rechtsanwalt mit Blick auf die Erfor-

derlichkeit ein weiter Ermessensspielraum einzuräumen ist, so dass nur ein festge-

stellter Ermessensmissbrauch bzw. eine Pflichtverletzung zur Versagung der Ent-

schädigung für die Vertretung führen könne (vgl. OLG Stuttgart, JurBüro 2007, 434, 

das entsprechend § 124 ZPO eine Aufhebung der Bewilligung bei erkennbarer Aus-

sichtslosigkeit der Tätigkeit des Rechtsanwalts befürwortet; vgl. ferner  Bratfisch, 

Rpfleger 1992, 69 f.; Greißinger, AnwBl. 1994, 371, 375.). Nach zutreffender Ansicht 

ist die Erforderlichkeit, wie alle anderen tatbestandlichen Voraussetzungen der Bera-

tungshilfe auch, ohne eine solche Beschränkung zu überprüfen. Auch hier gilt der 

allgemeine Grundsatz, dass dem, der die Kosten trägt, in jedem Fall die Prüfung ges-

tattet sein muss, ob er zu Recht in Anspruch genommen wird. Konsequenz daraus 

und aus der vorab regelmäßig nicht möglichen Überprüfbarkeit der Erforderlichkeit 

einer Vertretung ist, dass der Rechtsanwalt stets damit rechnen muss, seine Vertre-

tungsbemühungen nicht aus der Landeskasse vergütet zu erhalten (vgl. LG Koblenz, 

JurBüro 2003, 366, 367; Eckert, FamRZ 2001, 536, 536 f.). Das Kostenrisiko des 

Rechtsanwalts ist insofern mit der entsprechenden prozesskostenhilferechtlichen 

Situation vergleichbar, in der seitens des Rechtsanwalts unter Tragung des Vergü-

tungsrisikos ebenfalls häufig eine Vorleistung (Bsp.: Entwurf der Klageschrift) er-

bracht wird, ohne dass die Gewährung von Prozesskostenhilfe bereits feststeht. 
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Vertrauensschutzgesichtspunkte, die insbesondere bei nachträglicher Antragsstel-

lung im Interesse der Rechtsanwälte, für ihre bereits entfaltete Tätigkeit auch eine 

entsprechende Vergütung zu erhalten, gegen eine umfassende Erforderlichkeitsprü-

fung vorgebracht wurden, sind mit der grundsätzlichen Abschaffung des Möglichkeit 

der nachträglichen Antragsstellung (siehe oben Nummer 3 (§ 4 Absatz 2 BerHG-E) 

obsolet. Sie können  einer unbeschränkten Überprüfung der Voraussetzungen für 

Beratungshilfe durch Vertretung anlässlich des Vergütungsfestsetzungsverfahrens 

nicht länger entgegengehalten werden.  

 

Kostenrechtliche Gewissheit kann der Rechtsanwalt vor allem dadurch erlangen, 

dass er selbst, nachdem er den Rechtsuchenden auf Grundlage des vorgelegten Be-

rechtigungsscheines beraten hat, sorgfältig abwägt, ob eine weitergehende Vertre-

tung durch ihn notwendig ist. Eine solche Einschätzung ist dem Rechtsanwalt mög-

lich, da er sich aus dem vorangegangenen Beratungsgespräch einen persönlichen 

Eindruck vom Rechtsuchenden verschaffen konnte. Zumindest kann vom Rechtsan-

walt jedoch erwartet werden, den Rechtsuchenden, sollte er auf eine anschließende 

Vertretung bestehen, darauf hinzuweisen, dass er unter Umständen die entstehen-

den Kosten dafür selbst tragen müsse. Die gerade nicht vorhandene wirtschaftliche 

Leistungsfähigkeit des Rechtsuchenden überträgt das Kostenrisiko zwar indirekt auf 

den Rechtsanwalt. Dies erscheint indes zumutbar, zumal im Falle einer i.S.d. § 2 

Abs. 1 BerHG nicht erforderlichen Vertretung sich der Anwalt durch ein an den 

Rechtsuchenden gerichtetes Vorschussverlangen zu schützen vermag. Das lediglich 

Ansprüche gegen die Staatskasse betreffende Vorschussverbot des § 47 Abs. 2 

RVG gilt insoweit nicht.  

 

Darüber hinaus besteht eine Möglichkeit zum Ausschluss des Kostenrisikos einer 

von ihm für erforderlich gehaltenen Vertretung für den Rechtsanwalt darin, dass er 

nach Abschluss der Beratung und vor Beginn einer weitergehenden Tätigkeit zu-

nächst die Festsetzung der auf die Beratung entfallenden Vergütung beantragt. Satz 

2 des neu gefassten § 6 Abs. 1 BerHG ermöglicht eine Entscheidung über die Erfor-

derlichkeit einer Vertretung auch anlässlich eines Verfahrens zur Festsetzung der 

Vergütung für eine erfolgte Beratung. Nach Abschluss der Beratung ist es dem 

Rechtspfleger möglich, die Erforderlichkeit einer Vertretung i.S.v. § 2 Abs. 1 ab-
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schließend zu beurteilen und - auf Antrag - anlässlich der Festsetzung der Vergütung 

für die erfolgte Beratung darüber zu entscheiden. 

 

Die gemäß Absatz 1 Satz 2 anlässlich des Vergütungsfestsetzungsverfahrens erfol-

gende Entscheidung über die Erforderlichkeit einer Vertretung wird durch den 

Rechtspfleger getroffen. Dabei muss es sich zwar nicht um denselben Rechtspfleger 

handeln, der den Berechtigungsschein erteilt hat (anders ohne nähere Begründung 

OLG Stuttgart, a.a.O.). Die Kompetenz zur Entscheidung über die Erforderlichkeit 

einer Vertretung setzt jedoch eine juristische Vorbildung voraus, so dass nur Rechts-

pfleger, nicht hingegen Angehörige des mittleren Dienstes zu dieser Entscheidung 

berufen sind. Dabei kann es sich im Einzelfall durchaus um denjenigen Rechtspfleger 

handeln, der auch für die Festsetzung der Vergütung zuständig ist. Funktionell zu-

ständig für die Gebührenfestsetzung ist zwar gemäß § 55 Abs. 4 RVG der Urkunds-

beamte der Geschäftsstelle (vgl. Riedel/Sußbauer-Schmahl, RVG, § 55 Rn 14 f.; 

Schoreit/Dehn, a.a.O., § 55 RVG Rn 6). In den meisten Ländern wird die Vergütungs-

festsetzung jedoch von einem Urkundsbeamten der Geschäftsstelle aus dem geho-

benen Dienst vorgenommen (vgl. Nr. 1.2.1 der bundeseinheitlichen Vereinbarung 

über die Festsetzung der aus der Staatskasse zu gewährenden Vergütung der 

Rechtsanwältinnen, Rechtsanwälte, Patentanwältinnen, Patentanwälte, Rechtsbei-

stände, Steuerberaterinnen und Steuerberater). Soweit dies in einigen Ländern auf-

grund bestehender Ausnahmeregelungen nicht der Fall ist und die Vergütungsfest-

setzung von Angehörigen des mittleren Dienstes vorgenommen wird, ist „anlässlich 

des Vergütungsfestsetzungsverfahrens“ zuvor eine separate Entscheidung des 

Rechtspflegers über die Erforderlichkeit einer erfolgten Vertretung notwendig. 

 

b) (§ 6 Abs. 3 BerHG-E) 

 

Der neue § 6 Abs. 3 BerHG führt ein Erinnerungsrecht der Staatskasse gegen die 

Bewilligung der Beratungshilfe durch Ausstellung eines Berechtigungsscheins (§ 6 

Abs. 1 Satz 1) bzw. durch Feststellung der Erforderlichkeit einer Vertretung (§ 6 Abs. 

1 Satz 2) ein. Die Staatskasse ist beschwert, wenn dem Rechtsuchenden zu Unrecht 

Beratungshilfe gewährt worden ist. Diese Beschwer rechtfertigt eine Erinnerungsbe-

fugnis der Staatskasse. Letztere  stellt im Verhältnis zu dem bereits jetzt gemäß § 6 
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Abs. 2 BerHG gegebenen Erinnerungsrecht des Rechtsuchenden, das sich sowohl 

auf die Ablehnung der Bewilligung von Beratungshilfe durch Beratung als auch auf 

die Ablehnung der Bewilligung von Beratungshilfe durch Vertretung bezieht, die er-

forderliche Waffengleichheit her. Damit ist für die über die Erinnerung entscheiden-

den Amtsgerichte die Möglichkeit eröffnet, das Beratungshilferecht nicht nur auf ein-

seitige Erinnerungen der Antragsteller, sondern auch auf die Erinnerung der Staats-

kasse ausgewogen und unter Berücksichtigung aller betroffenen Interessen anzu-

wenden, auszulegen und weiterzuentwickeln. 

 

Das Erinnerungsrecht der Staatskasse dient sowohl einer exakteren Prüfung der Be-

ratungshilfevoraussetzungen durch den Rechtspfleger als auch einer größeren 

Rechtseinheitlichkeit (Einlegung des Rechtsbehelfs durch die auf Landgerichtsebene 

tätigen Bezirksrevisoren) in Bezug auf Auslegung und Anwendung der gesetzlich 

bestimmten Voraussetzungen der Beratungshilfe. Damit dient das Erinnerungsrecht 

zugleich der Rechtssicherheit. 

 

Die positive Wirkung eines Erinnerungsrechts der Staatskasse wird bestätigt durch 

die Erfahrungen in den Gerichtsbezirken, in denen der Staatskasse schon jetzt die  

Erinnerung gegen die Bewilligung der Beratungshilfe entsprechend § 6 Abs. 2 BerHG 

zugestanden wird (vgl. o. zu A. II. 2) c)). Die zuständigen Bezirksrevisoren machen 

von diesem Rechtsbehelf Gebrauch und berichten über eine einheitliche Rechtspre-

chung sowie eine maßvolle Begrenzung der Ausgaben für die Beratungshilfe, die im 

jeweiligen Landgerichtsbezirk hierdurch habe bewirkt werden können.  

 
Das Erinnerungsrecht der Staatskasse kann allerdings nicht - wie das Beschwerde-

recht im Falle des § 127 Abs. 3 ZPO und des § 4d Abs. 2 InsO - nur auf den Fall be-

schränkt werden, dass nach den persönlichen und/oder wirtschaftlichen Verhältnis-

sen des Rechtsuchenden die angegriffene Entscheidung so nicht hätte ergehen dür-

fen. Die beschriebenen Rechtsanwendungsprobleme (vgl. o. zu A. II. 2) c)) resultie-

ren im Beratungshilferecht nicht allein aus  einer unzureichenden Prüfung der per-

sönlichen und wirtschaftlichen Voraussetzungen der Beratungshilfe, sondern vor al-

lem aus einer unzureichenden Prüfung der weiteren Voraussetzungen der Bera-

tungshilfe. Die Einführung eines Rechtsbehelfs der Staatskasse macht daher nur 
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dann Sinn, wenn mit seiner Hilfe auch diese Voraussetzungen überprüft werden kön-

nen.  

 

Ein mit der Prüfung materieller Kriterien verbundenes Erinnerungsrecht des Bezirks-

revisors widerspricht nicht dem geltenden Rechtssystem. Zwar sieht das Prozesskos-

tenhilferecht eine Prüfung materieller Kriterien nicht vor. Dort ist indes mit dem Erfor-

dernis der hinreichenden Erfolgsaussicht der beabsichtigen Rechtsverfolgung bzw. -

verteidigung das Vorliegen „echter“ materieller Voraussetzungen erforderlich (§ 114 

ZPO). Ihre Prüfung bleibt zu Recht dem Prozessgericht vorbehalten. Im Falle der 

Beratungshilfe sind die jenseits der persönlichen und wirtschaftlichen Voraussetzun-

gen weiter zu erfüllenden Kriterien jedoch anderer, nicht im vorstehenden Sinne ma-

terieller Natur. Hier geht es schon der Natur der Beratungshilfe nach nicht um die 

„Erfolgsaussicht“ und damit auch nicht um die inhaltliche Bewertung des - in vielen 

Fällen noch gar nicht konkret definierbaren - Anliegens des Rechtsuchenden. Zu prü-

fen sind vielmehr andere, überwiegend formale Kriterien wie das Fehlen anderer Hil-

femöglichkeiten (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 BerHG) und die Abgrenzung der Angelegenheit (§ 2 

Abs. 2 BerHG) als Gegenstand der Beratungshilfe zu anderen, separat beratungshil-

fefähigen Angelegenheiten. Auch bei der fehlenden Mutwilligkeit der Rechtswahr-

nehmung (§ 1 Abs. 1 Nr. 3 BerHG) bzw. der Inanspruchnahme der Beratungshilfe (§ 

1 Abs. 1 Nr. 3 BerHG-E) handelt es sich nicht um die Bewertung der Inhaberschaft 

des durch den Rechtsuchenden beanspruchten Rechts, sondern um eine auf die In-

anspruchnahme der Beratungshilfe bezogene und damit begrenzte Prüfung, die mit 

ihrem Bezug zum Verhalten des für die Beratungskosten selbst aufkommenden 

Rechtsuchenden einen handhabbaren Vergleichsmaßstab enthält. Schließlich indi-

ziert bereits die Erstprüfungskompetenz des Rechtspflegers der Rechtsantragstelle, 

dass eine (Zweit-)Prüfung durch den Bezirksrevisor und damit ebenfalls durch einen 

Rechtspfleger im Bereich der Beratungshilfe keineswegs systemfremd ist. 

 

Ein durch die Einführung eines Erinnerungsrechts der Staatskasse entstehender 

Mehraufwand ist im Ergebnis nicht zu befürchten. Zwar bedingt die Einführung eines 

Rechtsbehelfs, dass nicht nur die zu überprüfende Entscheidung, durch die Bera-

tungshilfe bewilligt wird, zu dokumentieren ist, sondern in gewissem Umfang auch die 

ihr zugrunde liegenden Angaben des Rechtsuchenden sowie die von ihm vorgeleg-
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ten Unterlagen. Der hierdurch entstehende Mehraufwand dürfte jedoch begrenzt 

sein:  

 

Bestimmte Daten sind gem. § 25 Abs. 3 Satz  3 AktO bereits jetzt im Falle eines Be-

ratungshilfeantrages in das Urkundsregister aufzunehmen.  

 

Die Vorlage von Belegen zur Glaubhaftmachung der persönlichen und wirtschaftli-

chen Verhältnisse des Rechtsuchenden (dazu gehören auch Belege über die Ein-

künfte des Rechtsuchenden und seines Ehegatten/ Lebenspartners sowie zu den 

Wohnkosten) erfolgt in der Regel bereits nach aktueller Rechtslage und -praxis (vgl.  

zu § 4 Abs. 2 Satz 3 BerHG: Kalthoener/Büttner/Wrobel-Sachs, a.a.O., Rn 977). Eine 

schriftlich zusammenfassende Dokumentation der sich aus den Belegen ergebenden 

Daten durch den Rechtspfleger erscheint nicht zwingend erforderlich, soweit die Be-

lege bzw. Ablichtungen zum Beratungshilfevorgang genommen werden.  

 

Der die vollständige Prüfbarkeit der Bewilligungsentscheidung sicher stellende, zu-

sätzliche Dokumentationsaufwand erschöpft sich mithin in der Aufnahme weniger 

weiterer Daten entweder in die Bewilligungsentscheidung oder in den vom Rechts-

pfleger aufgenommenen mündlichen Antrag des Rechtsuchenden. Hierbei handelt es 

sich um die Angaben, die nach gegenwärtiger Rechtslage gem. § 13 BerHG i.V.m.  § 

1 Abs. 2 Satz 1 der Beratungshilfevordruckverordnung (BerHVV) im Falle eines 

schriftlichen Beratungshilfeantrages zu tätigen sind (vgl. hierzu Schoreit/Dehn, 

a.a.O., § 13 Rn 2: einfache Ausfüllung des Vordrucks, keine hierdurch verursachte 

wesentliche Mehrbelastung), soweit sie sich nicht bereits aus den in das Urkundsre-

gister aufzunehmenden Daten und den vorgelegten Belegen ergeben. Es handelt 

sich um Angaben 

• zum Nichteintritt einer Rechtsschutzversicherung, 

• zu Unterhaltspflichten, 

• zu vorhandenem Vermögen, 

• zu etwaigen besonderen Belastungen  und 

• zur Anhängigkeit eines gerichtlichen Verfahrens. 

 

Der durch die Einführung eines Erinnerungsrechts der Staatskasse bedingte zusätz-

liche Dokumentationsaufwand bleibt somit überschaubar. Dies gilt um so mehr, als  
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nach den Berichten der  Praxis bei mündlichen Beratungshilfeanträgen bereits jetzt 

häufig die Angaben der Rechtsuchenden von den Rechtspflegern „zur eigenen Absi-

cherung“ dokumentiert werden. Dabei werden oft Formulare entsprechend oder ähn-

lich dem für schriftliche Anträge vorgesehenen Formular in Anlage 1 der Beratungs-

hilfevordruckverordnung des Bundesministeriums der Justiz vom 17.12 1994 ver-

wendet. Andere Rechtspfleger dokumentieren die Angaben des Rechtsuchenden in 

der Akte. Faktisch wird sich daher der Dokumentationsaufwand durch die Einführung 

eines Erinnerungsrechts kaum erhöhen.  

 

Eine Begründungspflicht der die Beratungshilfe bewilligenden Entscheidung entsteht 

durch die Einführung eines Erinnerungsrechts der Staatskasse nicht (zur schon nach 

derzeitiger Rechtslage bestehenden Begründungspflicht im Falle der Antragszurück-

weisung vgl. Keidel/Kuntze/Winkler, FGG, 3. Aufl. München 2003, Vorb §§ 8 - 18 Rn 

246). Sind alle erforderlichen Angaben dokumentiert, kann der Bezirksrevisor alle 

Umstände, die zur Entscheidung über die Einlegung der Erinnerung erforderlich sind, 

aus der ihm auf Anforderung zu übersendenden Verfahrensakte ersehen (zur man-

gelnden Begründungspflicht bei der Bewilligung von Prozesskostenhilfe vgl. Zöller-

Philippi, ZPO, 26. Aufl. Köln 2007, § 127 Rn 3). 

 

Im Bereich der Bezirksrevisoren und im richterlichen Bereich der Amtsgerichte ent-

stehen mit der Überprüfung von Entscheidungen betreffend die Bewilligung von Be-

ratungshilfe neue Aufgaben. Die entsprechende Mehrbelastung ist indessen be-

grenzt. Die Bezirksrevisoren sollen und können nicht jede Bewilligung überprüfen, 

sondern sich vielmehr - wie im Falle des § 127 Abs. 3 ZPO (vgl. hierzu Zöller-

Phillippi, a.a.O., § 127 Rn 16) - auf stichprobenartige Prüfungen beschränken. Allein 

die Existenz des Erinnerungsrechts und seine zwar nicht häufige, aber regelmäßige 

Ausübung werden zu einer exakt(er)en Prüfung der Voraussetzungen der Bera-

tungshilfe im Einzelfall durch alle Beteiligten führen. Stichprobenartige Überprüfun-

gen genügen, um eine solche Wirkung herbeizuführen. Sie dienen zugleich der Her-

ausbildung einer einheitlicheren Rechtsprechung zur Beratungshilfe, insbesondere 

zu den Begriffen der „Mutwilligkeit", der „Angelegenheit“ und der Erforderlichkeit der 

Vertretung. Zwar entscheidet im Falle des Rechtsbehelfs der Erinnerung der Richter 

am Amtsgericht abschließend über die Gewährung der Beratungshilfe. Ausgeübt wird 

das Erinnerungsrecht jedoch von den Bezirksrevisoren, die auf der Ebene der Land-
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gerichte bzw. Präsidialamtsgerichte tätig sind. Sie sind  in der Lage, das Erinne-

rungsrecht auch mit dem Ziel  einer Vereinheitlichung der Rechtsprechung innerhalb 

des jeweiligen Landgerichtsbezirks auszuüben.  

 

Die infolge des Erinnerungsrechts entstehende Mehrbelastung im Bereich der Be-

zirksrevisoren und der Richter am Amtsgericht erscheint somit begrenzt und daher 

vertretbar. Ihr steht eine durch die Einführung eines Rechtsbehelfs der Staatskasse 

mittelbar bewirkte Entlastung gegenüber. Wie bereits ausgeführt, werden das Erinne-

rungsrecht der Staatskasse und die damit gegebene Möglichkeit der Aufhebung der 

Bewilligungsentscheidung durch das Amtsgericht zu einer bewussteren Entschei-

dung des Rechtspflegers und damit zu einem „Übereilungsschutz“ im Hinblick auf  

eine vorschnelle Bewilligungsentscheidung führen. Auch werden eine exaktere Prü-

fung durch den Rechtspfleger und eine einheitlichere Anwendung der Kriterien für die 

Gewährung von Beratungshilfe (insbesondere im Bereich der „Angelegenheit“, der 

„Mutwilligkeit“, der alternativen Hilfemöglichkeiten und der Erforderlichkeit der Vertre-

tung) bereits eine den Aufwand für die Beratungshilfe reduzierende Vorwirkung ent-

falten. Es ist davon auszugehen, dass in einer erheblichen Anzahl von Fällen von 

vorneherein von der Stellung unbegründeter Anträge abgesehen werden wird. Ein, 

durch die Einführung eines Erinnerungsrechts der Staatskasse bedingter Mehrauf-

wand dürfte durch eine solche entlastende Wirkung des Rechtsbehelfs mehr als auf-

gewogen werden.  

 

Die lediglich stichprobenartig erfolgende Überprüfung von Bewilligungsentscheidun-

gen durch den Bezirksrevisor gewährleistet zugleich, dass Rechtsuchende und Bera-

tungshilfe leistende Rechtsanwälte in der ganz überwiegenden Zahl der Fälle auf den 

Bestand der erteilten Bewilligung vertrauen können (zur Vereinbarkeit stichprobenar-

tiger Kontrollen im Bereich der Prozesskostenhilfe mit dem Willkürverbot des Art. 3 

Abs. 1 GG vgl. BVerfG NJW 1995, 581). Zudem werden die Einlegung einer Erinne-

rung und eine daraufhin durch das Amtsgericht erfolgende Aufhebung der Bewilli-

gung regelmäßig nur dann erfolgen, wenn die Entscheidung des Rechtspflegers in 

besonders eindeutiger Weise die Voraussetzungen der Beratungshilfegewährung 

verkannt hat. In solchen Situationen erscheint ein Vertrauen auf den Bestand der 

fehlerhaften Entscheidung nicht schützenswert. 
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Spätestens nach Ablauf von drei Monaten ist eine Erinnerung der Staatskasse, der 

die Entscheidungen  (Ausstellung des Berechtigungsscheins, Feststellung der Erfor-

derlichkeit einer Vertretung) nicht von Amts wegen mitgeteilt werden, nicht mehr 

statthaft. Eine solche Befristung des Rechtsbehelfs der Staatskasse erscheint aus 

Gründen der Rechtssicherheit und des Vertrauensschutzes des Rechtsuchenden 

und des ihn beratenden Rechtsanwalts erforderlich. Die angestrebte, jeweils auf Ak-

tenanforderung hin erfolgende, stichprobenartige Überprüfung von Bewilligungsent-

scheidungen durch die Staatskasse wird hierdurch nicht gefährdet (vgl. im Einzelnen 

zur parallelen Situation im Prozesskostenhilferecht Zöller-Philippi, a.a.O., § 127 Rn 6, 

16, 31).  

 

Im übrigen gilt für das Erinnerungsverfahren § 11 Abs. 2 RPflG (mit Ausnahme von   

§ 11 Abs. 2 S. 1 RPflG (§ 24a Abs. 2 RPflG)). Der Rechtspfleger kann der Erinne-

rung abhelfen. Erinnerungen, denen er nicht abhilft, legt er dem Richter am Amtsge-

richt vor, der über die Gewährung der Beratungshilfe abschließend entscheidet.  

 

Zu Nr. 5  (§ 7 BerHG-E) 
Folgeänderung zu Nr. 3 a) 

 

Zu Nr. 6  (§ 11 BerHG-E) 
Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Nr. 3 Buchstabe a) (§ 4 Abs. 2 BerHG-E). 

Die Ermächtigung des Bundesministeriums der Justiz zur Einführung von Formularen 

ist auf die vom Rechtsuchenden dem Beratungshilfeantrag beizufügende Erklärung 

über seine persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse auszuweiten. Zugleich ist 

klarzustellen, dass die Formulare die nach § 4 As. 2 Satz 4 erforderliche Belehrung 

zu enthalten haben. 

 

Zu Nr. 7  (§ 13 BerHG-E) 
Der bisherige Inhalt der Übergangsvorschrift des § 13 BerHG ist infolge Zeitablaufs 

obsolet geworden. Stattdessen ist für die Bestimmungen des Artikels 1 dieses Ge-

setzes eine Übergangsvorschrift zu schaffen. Sie soll für die betroffenen Rechtsu-
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chenden und die Gerichte eine klare Trennlinie bieten, an Hand derer einfach festge-

stellt werden kann, ob noch das alte oder bereits das neue Recht anzuwenden ist. 

Das neue Recht soll daher nicht gelten, soweit ein Antrag auf Beratungshilfe vor dem 

Inkrafttreten von Artikel 1 dieses Gesetzes gestellt worden ist. Nachträgliche Anträge, 

die auf einer vor dem Inkrafttreten erfolgten Beratung beruhen, sollen zulässig blei-

ben und abgerechnet werden können.  

 

Zu Artikel 2  (Änderung des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes) 

 

Zu Nr. 1  (Inhaltsübersicht) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Anfügung einer neuen Übergangsvor-

schrift (§ 62 RVG-E) in NR. 4. 

 

Zu Nr. 2 (§ 44 RVG):

Durch die Ergänzung des Satzes 2 wird klargestellt, dass die besondere Beratungs-

hilfegebühr für den Fall der Gewährung von Beratungshilfe durch Vertretung ebenso 

wie die allgemeine Beratungshilfegebühr für den Fall der Gewährung von Beratungs-

hilfe durch Beratung unmittelbar beim Rechtsuchenden erhoben wird.  

 

Zu Nr. 3  (§ 47 Abs. 2 RVG): 

 

Die Neufassung des § 47 Abs. 2 RVG stellt klar, dass sich der Ausschluss  des Vor-

schussanspruchs des Rechtsanwalts nur auf dessen Vergütungsansprüche gegen 

die Staatskasse bezieht, nicht aber auf die beim Rechtsuchenden zu erhebende all-

gemeine Beratungshilfegebühr für den Fall der Gewährung von Beratungshilfe durch 

Beratung nach Nr. 2500 VV RVG und die gleich zu behandelnde neue Beratungshil-

fegebühr für den Fall der Gewährung von Beratungshilfe durch Vertretung nach 

Nr. 2501 VV RVG.  
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Dies entspricht hinsichtlich der Gebühr nach Nr. 2500 VV RVG dem gegenwärtigen 

Recht. Vor Überleitung des vormaligen § 8 BerHG in das RVG waren in der BRAGO 

lediglich die Vergütungsansprüche des Rechtsanwalts gegen die Staatskasse gere-

gelt, so dass sich der Ausschluss des Vorschussanspruchs nur darauf bezog, nicht 

aber auf die unmittelbar beim Rechtsuchenden zu erhebende Gebühr. Nach der Be-

gründung zu § 47 Abs. 2 RVG sollte hieran - trotz des umfassenden Wortlauts der 

Vorschrift - nichts geändert werden (BT-Drucks. 15/1971, S. 200).   

 

Die Möglichkeit zur vorschussweisen Erhebung der Beratungshilfegebühr erscheint 

sowohl im Fall der Nr. 2500 VV RVG als auch der neuen Nr. 2501 VV RVG geboten, 

um den mit der Gebühr verfolgten Zweck zu erreichen. Den Wert der von ihm in An-

spruch genommenen Leistung wird der Rechtsuchende nur anerkennen, wenn er die 

Beratungshilfegebühr vor Gewährung der Beratungshilfe aufbringen muss. Wird der 

Rechtsanwalt dagegen auf die nachträgliche Geltendmachung der Beratungshilfege-

bühr verwiesen, werden sich unredliche Rechtsuchende der Zahlung der Gebühr re-

gelmäßig entziehen können. Hinzu kommt, dass der Rechtsanwalt ohne eine Vor-

schussmöglichkeit stets das Gebühreneinzugsrisiko tragen müsste, was ihm ange-

sichts der Bedürftigkeit des Rechtsuchenden regelmäßig nicht zuzumuten ist.   

 

Zu Nr. 4  (§ 62 BerHG-E) 

Wie für die Änderung des Beratungshilfegesetzes in Artikel 1 ist auch für die Be-

stimmungen des Artikels 2 dieses Gesetzes eine Übergangsvorschrift zu schaffen. 
Sie entspricht der Übergangsvorschrift in § 13 BerHG-E, weshalb auf die dortigen 

Ausführungen verwiesen werden kann.  

 

Zu Nr. 5 (Änderungen des Vergütungsverzeichnisses):

Zu Buchstabe a) (Nr. 2500) 

Durch die Ergänzung des Gebührentatbestandes erfolgt eine Abgrenzung gegenüber 

der neu in Nr. 2501 eingefügten Beratungshilfegebühr für den Fall der Gewährung 
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von Beratungshilfe durch Vertretung. Entsprechend der Systematik des § 2 BerHG 

wird die Gebühr nach Nr. 2500 immer anfallen, da Beratungshilfe regelmäßig zumin-

dest auch durch Beratung gewährt wird. 

 

Zu Buchstabe b)  (Nr. 2501): 
 

Entsprechend der Systematik des 5. Abschnitts des Vergütungsverzeichnisses wird 

nach der bisherigen  Beratungshilfegebühr die neue Beratungshilfegebühr für die 

Gewährung von Beratungshilfe durch Vertretung eingefügt. Diese Gebühr fällt zu-

sätzlich zur Gebühr nach Nr. 2500 an, wenn über die Beratung hinaus auch Bera-

tungshilfe durch Vertretung gewährt wird. 

 

Absatz 1 der Anmerkung schließt die Entstehung der Gebühr für die Vertretung im 

Rahmen der obligatorischen Streitschlichtung und im Rahmen des außergerichtli-

chen Einigungsversuchs nach § 305 Abs. 1 Nr. 1 InsO aus, da in diesen Fällen die 

außergerichtliche Vertretung ausnahmsweise für den Zugang zum Gericht relevant 

ist. Dabei ist zu beachten, dass die Gewährung von Beratungshilfe durch Vertretung 

im Rahmen einer obligatorischen Streitschlichtung regelmäßig nicht erforderlich im 

Sinne von § 2 BerHG sein wird, da der Rechtsuchende bereits aufgrund einer vo-

rausgegangenen anwaltlichen Beratung über seine Rechtsposition informiert ist, im 

Rahmen der Schlichtung nicht die rechtliche Erörterung, sondern die Erforschung der 

Einigungsbereitschaft im Mittelpunkt steht und deren Durchführung durch einen neut-

ralen Dritten die Gewähr bietet, dass der Rechtsuchende Gelegenheit erhält, seine 

Position darzulegen. 

 

Absatz 2 bestimmt parallel zu Nr. 2500 VV RVG, dass neben der Gebühr keine Aus-

lagen erhoben werden, wie z.B. die auf die Vergütung zu entrichtende Umsatzsteuer.  

 

Nach Absatz 3 kann der Rechtsanwalt ebenso wie bei Nr. 2500 VV RVG die neue 

Gebühr nach Nr. 2501 VV RVG erlassen. Ohne eine Erlassmöglichkeit wäre der 

Rechtsanwalt, der unter Verzicht auf die Inanspruchnahme seines Vorschussrechts 

bereits eine Vertretungsleistung erbracht hat, gezwungen, die Gebühr auch beizu-

treiben, wodurch ihm unter Umständen die Höhe der Gebühr übersteigende Kosten 
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entstehen könnten. Da der Rechtsanwalt den Gebührenerlass der Staatskasse im 

Rahmen der Abrechnung seiner Vergütung nach Absatz 4 2. Halbsatz nicht entge-

gen halten kann, bietet er seine Dienste im wirtschaftlichen Ergebnis dem Rechtsu-

chenden lediglich zu einem besonders günstigen Preis an. Hiergegen bestehen kei-

ne Bedenken, da der Rechtsanwalt im außergerichtlichen Bereich nicht an gesetzlich 

bestimmte Mindestgebühren gebunden ist. Die Lenkungsfunktion der neuen Bera-

tungshilfegebühr wird dadurch ebenfalls nicht in Frage gestellt, da nicht anzunehmen 

ist, dass die Rechtsanwälte von der Erlassmöglichkeit in weitem Umfang Gebrauch 

machen werden. Tun sie es doch, so erhalten sie für Beratung und Vertretung aus 

der Staatskasse insgesamt nur 50 Euro zuzüglich Auslagen und damit gerade 20 

Euro mehr als für die reine Beratung.  

 

Absatz 4 der Anmerkung regelt die Anrechnung der neuen Gebühr auf den Vergü-

tungsanspruch des Rechtsanwalts gegen die Staatskasse. Die Anrechnung erfolgt 

nach allgemeinen Regeln unabhängig davon, ob die Gebühr vom Rechtsanwalt tat-

sächlich beigetrieben wurde. Entscheidend ist allein, dass die Gebühr entstanden ist. 

Klarzustellen ist allerdings, dass die Anrechnung auch im Fall eines Gebührenerlas-

ses durch den Rechtsanwalt nach Absatz 3 erfolgt, da der Wegfall der Gebühr durch 

die autonome Entscheidung des Rechtsanwalts der Staatskasse nicht entgegen 

gehalten werden darf. 

 

Zu Buchstaben c) bis e) (Nr. 2502 bis 2509):

Es handelt sich um Folgeänderungen zur Einfügung der neuen Nr. 2501. 

 

Zu Buchstabe f) (Anmerkung zu Nr. 7002) 

 

Die Regelung dient der Wahrung der Rechtseinheitlichkeit durch Klarstellung des 

gesetzlich Gewollten und der Vereinfachung des Festsetzungsverfahrens.  

 

Die geltende Rechtslage bestimmt zur Höhe der Erstattung der Auslagen für Entgelte 

für Post- und Telekommunikationsdienstleistungen eine Pauschale von „20% der 

Gebühren – höchstens 20,00 EUR“. Die Rechtsprechung und Literatur zu der Frage, 
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in welcher Höhe ein Rechtsanwalt eine Kommunikationspauschale nach Nummer 

7002 VV RVG neben den Gebühren für die Beratungshilfe geltend machen kann, 

gestaltet sich uneinheitlich. Nach einer Ansicht kann im Regelfall der Höchstbetrag 

der Nummer 7002 VV RVG in Höhe von 20 Euro verlangt werden, da nicht 20% der 

tatsächlich angefallenen Gebühr nach Nummer 2503 VV RVG, sondern 20% der fik-

tiven gesetzlichen Gebühren eines Wahlanwalts bei der Bemessung zu Grunde zu 

legen seien (AG Köln, Beschluss vom 28. Juni 2005, Az. 363 UR II 1905/04; OLG 

Nürnberg, Beschluss vom 7. November 2006, MDR 2007, 805 f.). Diese Ansicht 

weist darauf hin, dass aus dem Fehlen einer dem § 133 Satz 2 BRAGO entspre-

chenden Vorschrift im RVG darauf zu schließen sei, dass der Gesetzgeber bei der 

Schaffung des RVG bewusst auf die früher festgelegte Beschränkung – nach § 133 

Satz 2 BRAGO war die Auslagenpauschale nur nach der jeweils gekürzten Bera-

tungshilfegebühr zu berechnen – verzichtet habe. In der Begründung des Entwurfs 

des Gesetzes zur Modernisierung des Kostenrechts vom 11. November 2003 sei 

mehrfach die Rede davon, dass neue RVG-Vorschriften den damals noch geltenden 

BRAGO-Vorschriften entsprächen. Mehrfach sei im Gesetzentwurf insbesondere 

darauf hingewiesen worden, dass die Sätze 1 und 3 des § 133 BRAGO inhaltlich in 

das RVG übernommen würden (S. 200, 202, 203). Im Gegensatz hierzu würde § 133 

Satz 2 BRAGO gerade nicht erwähnt. Diese Ansicht verkennt, dass es einer dem § 

133 Satz 2 BRAGO entsprechenden ausdrücklichen Regelung angesichts des aus-

drücklichen Wortlauts der Regelung der Nummer 7002 VV RVG („20% der Gebüh-

ren“) nicht bedarf. Der Wortlaut lässt keinen Zweifel daran, dass auf die tatsächlich 

angefallenen Gebühren, d.h. im Rahmen der Vergütung der Beratungshilfe aus der 

Staatskasse auf die Gebühren der Nummern 2502 ff. VV RVG, abzustellen ist. Dem 

Beratungshilfe gewährenden Rechtsanwalt steht gegenüber der Landeskasse allein 

ein Anspruch auf die Festgebühren der Nummern 2502 ff. VV RVG zu, die oft gerin-

ger sind als die Gebühren eines Wahlanwaltes (vgl. Hansen, JurBüro 2007, 401). In 

den Fällen, in denen der Gesetzgeber in den Kostengesetzen auf fiktive Werte ab-

stellt, macht er dies regelmäßig durch eine Konjunktivformulierung deutlich (vgl. Vor-

bemerkung 7 Abs. 3 VV RVG, Anmerkung 2 zu Nummer 9005 KV GKG). Zudem 

führt die Ansicht, die auf die fiktiven Wahlanwaltsgebühren abstellt, in der Praxis zu 

einem nicht gerechtfertigten erheblichen Aufwand. Nur um die Grundlage für die Be-

rechnung der Postentgeltpauschale zu ermitteln, müsste der für die Festsetzung der 

Vergütung zuständige Urkundsbeamte der Geschäftsstelle fiktiv prüfen, welcher Ge-
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bührenbetrag dem Rechtsanwalt außerhalb von Beratungshilfe zustehen würde. In-

soweit müssten sowohl der Gegenstandswert der Beratungshilfe als auch der Ge-

bührensatz unter Abwägung der Umstände des § 14 RVG, die im Regelfall - mit Aus-

nahme der schlechten Vermögensverhältnisse – gar nicht bekannt sind, bestimmt 

werden (vgl. Hansen a.a.O.). Der Gesetzgeber hat sich mit der Einführung von Fest-

gebühren hinsichtlich der Vergütung für die Beratungshilfe für eine möglichst einfa-

che Festsetzung ausgesprochen. Dies würde, stellt man insoweit auf die fiktiven 

Wahlanwaltsgebühren ab, über den Umweg der Höhe der Kommunikationspauschale 

unterlaufen. Darüber hinaus erscheint die Festlegung einer geringeren Pauschale im 

Vergleich zum Verfahren der gerichtlichen Geltendmachung von Ansprüchen auch 

angezeigt, da beispielsweise weitaus weniger Korrespondenz mit dem Gericht erfor-

derlich ist. Dies gilt umso mehr, als es dem Beratungshilfe gewährenden Rechtsan-

walt unbenommen bleibt, die tatsächlich angefallenen Entgelte für Post- und Tele-

kommunikationsdienstleistungen nach Nummer 7001 VV RVG geltend zu machen. 

Sowohl in der Literatur (vgl. Schmidt in Juris-Praxis-Kommentar, BGB 3. Auflage 

2006, Nr. 540) als auch in der Rechtsprechung wird daher die vorzugswürdige An-

sicht vertreten, dass dem in der Beratungshilfe tätigen Rechtsanwalt ohne Nachweis 

nicht mehr als 20% der für die Beratungshilfe anfallenden Festgebühren zu bewilli-

gen ist. (vgl. vor allem OLG Düsseldorf, Beschluss vom 10. Oktober 2006, Az. 10 W 

90/06; AG Münster, Beschluss vom 5. Januar 2007, Az. 54 UR II 1199/06 – zitiert 

nach juris).  Diese Rechtsprechung soll unter Beachtung der durch den Gesetzent-

wurf vorgesehenen Änderungen in den Nummern 2502 ff. VV RVG gesetzlich veran-

kert werden. 

 

Zu Artikel 3  (Inkrafttreten) 
 

Das Gesetz soll nicht vor Ablauf von mindestens drei Monaten nach seiner Verkün-

dung in Kraft treten. Die Anwendung des neuen Rechts erfordert Anpassungen der 

Vordrucke gemäß § 11 BerHG. Hierzu ist die vom Bundesministerium der Justiz mit 

Zustimmung des Bundesrates erlassene Beratungshilfevordruckverordnung zu än-

dern. 

 


